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AUTRE
DATE: 31.12.2007
HANS HIRTER

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Problémes politiques fondamentaux
Problémes politiques fondamentaux

Was pragte 2007 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschéafte im
Parlament2 Und was hat die politisch interessierte Offentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2007 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschaften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
francaise de cet article.

Das politische Geschehen des Jahres 2007 stand im Zeichen der
Gesamterneuerungswahlen fir das nationale Parlament und die Regierung, welche im
Oktober resp. Dezember stattfanden. Die Zusammensetzung des Bundesrates bildete
eines der Hauptthemen der Parlamentswahlen. Verantwortlich daftur war priméar die
SVP, welche ihren Bundesrat Christoph Blocher in einer in der Schweiz noch nie
gesehenen Weise in den Wahlkampf einspannte. Nachdem die SVP im Sommer mit
Plakaten, auf denen weisse Schafe mit Fusstritten ein schwarzes Schaf aus der Schweiz
verjagen, im In- und Ausland grosses Aufsehen erregt hatte, startete sie in den letzten
Wochen vor den Wahlen eine neue Kampagne. Mit dem Slogan «Blocher stérken! SVP
wahlen» machte sie, analog zu auslandischen Wahlkémpfen, ihren de facto Leader zum
Hauptthema ihrer sehr aufwandigen Wahlwerbung. Das Ergebnis der Parlamentswahlen
gab ihr, wenigstens zum Teil, recht. Sie gewann noch einmal Wéhleranteile dazu und
kam mit 28.9 Prozent auf das beste Resultat, das je eine Partei bei Nationalratswahlen
seit der Einflhrung des Proporzsystems erzielt hatte. Zu den Siegern gehorten auf der
anderen Seite des politischen Spektrums auch die Grinen, die zudem auch erstmals
Sténderatssitze erobern konnten. Da sowohl die SP als auch der Freisinn auf der
Verliererseite standen, veranderte sich das Krafteverhéaltnis zwischen Links und Rechts
kaum.

Die é&usserst knappe Wahl von Bundesrat Blocher im Jahr 2003 nahrte die
Beflrchtungen der SVP, dass er bei den Gesamterneuerungswahlen am 12. Dezember
nicht problemlos bestatigt werden kénnte. Bereits im Januar hatten die Delegierten der
SVP beschlossen, dass SVP-Mitglieder, die vom Parlament anstelle von Blocher gewahlt
wirden, aus der Partei ausgeschlossen wlrden. Nach den Parlamentswahlen vom
Oktober zeigte sich, dass die Parteien, die 2003 Blocher anstelle der
Christlichdemokratin Metzler in die Regierung gewahlt hatten (SVP, FDP, LP und kleine
Rechtsparteien) sogar drei Sitze verloren hatten und recht weit vom absoluten Mehr
entfernt waren. Die auf Blocher zentrierte Nationalratswahlkampagne der SVP und der
Antrag ihrer Fraktion an die Bundesversammlung, die bisherigen Bundesrate der SP und
der CVP nicht wieder zu wéhlen, verbesserten seine Wahlchancen nicht. Die CVP und
die SP gaben bekannt, dass sie zwar jemanden von der SVP in den Bundesrat wahlen
wirden, aber nicht Blocher; welche Person dies sein wurde, blieb bis zur
Sitzungserdéffnung ein Geheimnis. Erst dann portierten sie die Bundner SVP-
Regierungsratin Eveline Widmer-Schlumpf, welche von praktisch allen Abgeordneten
der SP, der GP und der CVP unterstutzt wurde. Die Vereinigte Bundesversammlung
wéhlte sie im zweiten Wahlgang mit 125 Stimmen bei einem absoluten Mehr von 122, auf
den Bisherigen Blocher entfielen 115 Stimmen. Nach einer Bedenkzeit nahm Widmer-
Schlumpf am néachsten Tag die Wahl an. Obwohl sie angab, die Wahl akzeptiert zu
haben, um den Regierungssitz, der sonst mit grosser Wahrscheinlichkeit an die CVP
gegangen ware, fur die SVP zu retten, schloss die SVP-Fraktion sie aus. Der wieder
gewéahlte SVP-Bundesrat Schmid erlitt dasselbe Schicksal, weil er sich nicht mit Blocher
solidarisch gezeigt und die Wahl abgelehnt hatte. Damit schaffte zum zweiten Mal
innerhalb von vier Jahren ein Regierungsmitglied die Wiederwahl nicht und zudem blieb
die starkste Partei ohne von ihr als legitime Vertreter anerkannte Bundesréte.

Neben diesen spektakularen Wahlen geriet die Sachpolitik etwas in den Hintergrund. Es
gab sie aber durchaus. Ein vor allem auch innenpolitisch wichtiges Thema im Rahmen
der bilateralen Vertrage mit der EU bleibt die Personenfreiziigigkeit. Im Berichtsjahr
endete die fiinfjahrige Ubergangsfrist, welche fiir die Einwanderung aus den fiinfzehn
altesten EU-Staaten noch gewisse Einschrankungen erlaubt hatte. Zudem formulierte
der Bundesrat das Mandat, um mit der EU die Ausdehnung der Personenfreizlgigkeit
auf die zwei neuen EU-Mitglieder Bulgarien und Ruménien zu verhandeln.
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Wirtschaftlich ging es 2007 weiter aufwérts. Das reale Wirtschaftswachstum Ubertraf
wie bereits im Vorjahr die 3-Prozent-Marke. Die sehr gute Konjunkturlage wirkte sich
splrbar auf die Beschéaftigung aus. Die Arbeitslosenquote sank bis zum Jahresende auf
2.7 Prozent. Im letzten Quartal sorgten allerdings Meldungen Uber Verluste und hohe
Abschreibungen bei Grossbanken, darunter auch die schweizerische UBS, flir eine
gewisse Beunruhigung und zu Beflirchtungen, dass der weltweite Wirtschaftsboom zum
Erliegen kommen kénnte. Rufe der politischen Linken nach mehr Regulierung und
staatlicher Kontrolle des Finanzmarktes fanden aber kein Echo. Die von vielen als
Uberrissen empfundenen Loéhne und Entschadigungen flur Spitzenmanager und
Verwaltungsrate einiger privater Unternehmen namentlich aus der Finanzbranche
beschaftigten weiterhin eine breite Offentlichkeit, die Medien und auch die Politik. Der
Bundesrat beantragte dem Parlament einen Ausbau der Aktionérsrechte zur Festlegung
dieser Vergltungen.

Dank der reichlich sprudelnden Steuereinnahmen préasentierte sich der Finanzhaushalt
des Bundes in einem guten Licht. Seine Staatsrechnung schloss mit einem Uberschuss
von mehr als CHF 4 Mia. ab und lag damit weit Uber dem Budget. Auch der Voranschlag
far 2008 sah schwarze Zahlen vor. Gegen den Widerstand der Linken, welche
anschliessend das Referendum einreichte, beschloss das Parlament einige
Vereinfachungen und Erleichterungen bei der Unternehmenssteuer. Dem seit einigen
Jahren verscharften Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen setzte das
Bundesgericht engere Grenzen. Es entschied, dass degressive Einkommenssteuern, wie
sie der Kanton Obwalden eingefihrt hatte, verfassungswidrig sind. Nach einigen
Auseinandersetzungen zwischen den Vertretern der reichen und der armeren Kantone
verabschiedete das Parlament die Regeln flar die Bemessung des neuen
Finanzausgleichs.

Das Parlament stimmte dem neuen Elektrizitdtsmarktgesetz zu. Die Marktliberalisierung
erfolgt in zwei Schritten und betrifft in der ersten Phase nur die Grosskonsumenten. Im
Gegensatz zum ersten, in der Volksabstimmung gescheiterten Projekt, verzichtete die
Linke diesmal auf ein Referendum. Im Bereich der Post gab der Bundesrat die von ihm
geplanten weiteren Liberalisierungsetappen bekannt. Mehr Wettbewerb strebt die
Landesregierung auch im Immobilienhandel an. Sie beantragte dem Parlament die
Aufhebung des Gesetzes, das den Erwerb von Grundstlcken und Wohneigentum durch
Personen mit Wohnsitz im Ausland einschrankt.

In der Sozialpolitik bestétigte das Volk zweimal die Entscheide der burgerlichen
Parlamentsmehrheit gegen den Widerstand der politischen Linken. Es lehnte die
Ersetzung der privaten Krankenkassen durch eine staatliche Einheitsversicherung ab
und stimmte der 5. Revision der Invalidenversicherung zu. Das Parlament
verabschiedete nach langen Debatten die Neuregelung der Spitalfinanzierung. Die
Erziehungsdirektoren der Kantone schlossen ihre Arbeiten zur Umsetzung der vom
neuen Verfassungsartikel Uber die Bildung verlangten Harmonisierung der kantonalen
Bildungssysteme ab. Sie verabschiedeten dazu einstimmig ein Harmos genanntes
Konkordat, das die wichtigsten Eckpunkte dieser Reform wie das Eintrittsalter und die
Einflhrung eines Evaluationssystems festhalt.

Politische Grundfragen:

- Die Durchftuhrung einer Bundesfeier auf dem Rutli mit Bundesprasidentin Calmy-Rey
beschéftigte die Medien wahrend Monaten.

- Der Nationalrat beschloss einstimmig eine schweizerische Beteiligung an der
nachsten Weltausstellung von 2010 in Shanghai (China).

- Trotz Opposition von Links und Rechts hiessen die Luzerner ihre neue
Kantonsverfassung gut.

Rechtsordnung:

- Die Schweizer Demokraten lancierten eine Volksinitiative zur Aufhebung des
Antirassismusgesetzes.

- Das Parlament beschloss, dass die Volkszahlung nicht mehr mittels einer Vollerhebung
mit Fragebogen durchgefihrt wird, sondern auf der Grundlage von Registerdaten.

- Der Bundesrat beantragte, die Staatsschutzorgane mit zusatzlichen Mitteln der
Informationsbeschaffung auszustatten.

- Das Parlament sprach sich gegen die SVP-Volksinitiative zum EinbUrgerungsverfahren
aus.

- Der Kanton Neuenburg fuhrte die Wahlbarkeit von Ausléandern in kommunale
Parlamente und Exekutiven ein.
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- Anlasslich einer SVP-Manifestation kurz vor den eidgendssischen Wahlen kam es in
Bern  zu heftigen  Auseinandersetzungen zwischen  der  Polizei und
Gegendemonstranten.

- Das Parlament hiess die Vereinheitlichung der kantonalen Strafprozessordnungen
gut.

- Das Parlament verabschiedete die gesetzgeberische Umsetzung der 2004
angenommenen Volksinitiative «flur eine lebenslange Verwahrung fir nicht
therapierbare, extrem geféhrliche Sexual- und Gewaltstraftater».

- Der Sténderat unterstitzte die vom Bundesrat vorgeschlagene neue einheitliche
Zivilprozessordnung.

Institutionen und Volksrechte:

- Die Vereinigte Bundesversammlung bestatigte Bundesrat Blocher nicht in seinem Amt
und wahlte an seiner Stelle die Bindner Regierungsratin Eveline Widmer-Schlumpf.

- Die bisherige Vizekanzlerin Corina Casanova wurde zur Nachfolgerin der
zurlcktretenden Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz gewahlt.

- Der Bundesrat legte dem Parlament seine Vorschléage fur eine Neugestaltung der
Regeln Uber die Einsetzung, Wahl und Arbeit der ausserparlamentarischen
Kommissionen vor.

- Das Parlament verabschiedete die neuen strengeren Bestimmungen fur die
Unvereinbarkeit zwischen einem Parlamentsmandat und Tatigkeiten fir den Bund oder
seine Institutionen.

- Die GPK des Nationalrats untersuchte die Umstande des im Sommer 2006 erfolgten
Rucktritts von Bundesanwalt Valentin Roschacher und kritisierte dabei das Verhalten
des Justizministers.

- Der Nationalrat resp. seine SPK lehnten parlamentarische Initiativen der SVP fir einen
Ausbau des Referendumsrechts ab.

Foéderativer Aufbau:

- Das Parlament legte die Regeln zur Berechnung des Ressourcen-, Lasten- und
Hérteausgleichs im Rahmen der NFA fest.

- Die Glarner Landsgemeinde bestatigte ihren Beschluss aus dem Vorjahr, aus den
bisherigen 25 Gemeinden nur noch drei zu machen.

- Die Assemblée interjurassienne publizierte einen Zwischenbericht.

Wahlen:

- Bei den Nationalratswahlen gelang der SVP mit 28.9 Prozent Stimmenanteil das beste
Ergebnis, das eine Partei seit der Einfuhrung des Proporz je erzielt hat.

- Die SP verlor erheblich an Stimmenanteilen und musste neun Nationalratsmandate
abgeben.

- Die FDP erzielte mit 15.8 Prozent das schlechteste Ergebnis ihrer Geschichte und
verlor finf Sitze.

- Die CVP konnte sich stabilisieren und gewann drei Mandate hinzu.

- Die Grlnen erzielten ihr bisher bestes Ergebnis und erreichten fast 10 Prozent
Stimmenanteil.

- Insgesamt wurde das burgerliche Lager bei den Nationalratswahlen leicht gestarkt.

- Im Standerat dagegen konnte die Linke ihre Vertretung leicht verbessern.

- Erstmals zogen zwei Grine und eine Grunliberale in die kleine Kammer ein.

- Bei den kantonalen Wahlen waren die Grinen die Gewinner, Sitze abgeben mussten
FDP und SP.

Aussenpolitik:

- Das Parlament verabschiedete die Totalrevision des Opferhilfegesetzes.

- Das Parlament wies den Bundesbeschluss Uber die Beteiligung der Schweiz am Projekt
MEDIA der EU fur die Periode 2007-13 an den Bundesrat zuruck.

- Die Bundesversammlung stimmte dem Beitrag der Schweiz fir den Abbau der
wirtschaftlichen und sozialen Disparitaten zwischen den EU-Staaten zu.

- Die EU und die Schweiz nahmen Verhandlungen Uber ein Abkommen Uber den
Elektrizitdtsmarkt auf.

- Das Parlament verabschiedete den Rahmenkredit fir die Fortfihrung der
humanitaren Hilfe.

- Der Aussenhandel entwickelte sich wie bereits im Vorjahr hervorragend.

Landesverteidigung:

- Der Bundesrat beantragte eine Verlangerung der Beteiligung der Schweiz an der
internationalen Friedenstruppe KFOR.

- Das Parlament hiess zwei Projekte zur Realisierung der Armeeentwicklung 2008/2011
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gut.

- Das Parlament empfahl die Volksinitiative gegen den Larm von Kampfflugzeugen ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung.

- Das Parlament verabschiedete das Ristungsprogramm 2007.

- Der Bundesrat fuhrte eine Vernehmlassung zu einer Vereinfachung der Zulassung zum
Zivildienst durch.

- Die Regierung gab ein Projekt in die Vernehmlassung, das bei Einsdtzen des
Zivilschutzes in Notsituationen die sofortige Verwendung von Personen ohne
spezifische Zivilschutzausbildung ermdglichen will.

Wirtschaftspolitik:

- Die Konjunkturlage blieb auch im Berichtsjahr sehr zufriedenstellend.

- Der Bundesrat verzichtete darauf, alle mit der Landeswerbung im Ausland befassten
Organisationen unter einem Dach zu vereinen.

- Das Parlament hiess die Vorschlage der Regierung zur Umsetzung der Neuen
Regionalpolitik des Bundes gut.

- Der Bundesrat hielt an seiner Absicht fest, das Verbot des Parallelimports
patentgeschitzter Waren gesetzlich zu verankern.

- Der Bundesrat beantragte, die Rechte der Aktionére insbesondere im Bereich der
Festsetzung der Entlohnung der Unternehmensfihrung auszubauen.

Geld, Wahrung und Kredit:

- Die Nationalbank setzte bis in den Herbst ihre relativ restriktive Geldpolitik fort.

- Das Parlament verabschiedete das neue Bundesgesetz Uber die Eidgendssische
Finanzmarktaufsicht (FINMAG).

- Die schweizerische Grossbank UBS war massiv von der Krise auf dem amerikanischen
Hypothekenmarkt betroffen.

- Der Sténderat stimmte einer Verscharfung der gesetzlichen Massnahmen gegen
Insidergeschafte an der Borse zu.

Landwirtschaft:

- Das Parlament hiess verschiedene Gesetzesvorlagen im Rahmen der Umsetzung der
zukUnftigen Landwirtschaftspolitik gut.

- Der Milchpreis stieg zum ersten Mal seit 1993 wieder an.

- Das Parlament stimmte, mit einigen Anderungen, dem Bundesbeschluss iiber den
Schutz von Pflanzenzichtungen zu.

- Der Bundesrat gab zwei Vorprojekte Uber ein allfélliges Verbot von bestimmten
Hunderassen und Uber Vorschriften fir Hundehalter in die Vernehmlassung.

- Der Nationalrat beschloss, auf die Revision des Waldgesetzes nicht einzutreten und
die Volksinitiative «Rettet den Schweizer Wald» abzulehnen.

Offentliche Finanzen:

- Das Bundesgericht erklarte das degressive Steuermodell des Kantons Obwalden als
verfassungswidrig.

- Das Parlament nahm die Beratungen zum Bundesgesetz Uber die Vereinfachung der
Nachbesteuerung in Erbféallen und die Einfihrung der straflosen Selbstanzeige auf.

- Die Réte verabschiedeten die Unternehmenssteuerreform II.

- Der Bundesrat prasentierte seine Botschaft zur Anderung des Tabaksteuergesetzes.

- Die Staatsrechnung 2007 schloss mit einem Uberschuss von CHF 4.1 Mia.

- Das vom Parlament beschlossene Budget 2008 sah einen Einnahmenuberschuss von
CHF 1122 Mio. vor.

- Im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) behandelte das Parlament die Botschaft zur
Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und Harteausgleichs.

Energie:

- Der Bundesrat verabschiedete eine mittel- und langfristige Energiestrategie.

- Das Parlament stimmte der Offnung des Elektrizitdtsmarkts definitiv zu und hiess
Massnahmen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien gut.

- Zum erstenmal seit 1997 ist der Energieverbrauch gesunken.

- Vom 1. Januar 2008 an miussen die Gaskraftwerke ihren CO2-Ausstoss vollstandig
kompensieren.

- Die Bundesversammlung schloss Bioethanol aus dem Monopol der Eidgendssischen
Alkoholverwaltung aus, um Importe zu ermutigen.

Verkehr und Kommunikation:
- Der Standerat hat den Aufschub der Reduktion des Alpentransits auf der Strasse
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gutgeheissen und eine Einschrankung der bundesratlichen Kompetenzen bezlglich der
Einflhrung einer Alpentransitborse verabschiedet.

- Der Bundesrat stellte eine neue Botschaft zur Eisenbahnreform 2 vor.

- Swisscom ist mehrmals wegen Ausniltzung der Marktvorherrschaft verurteilt worden.

- Der Bundesrat bestimmte die Marschrichtung der Postliberalisierung.

- Der Nationalrat trat auf das Bundesratsprojekt zur Spezialfinanzierung des
Luftverkehrs ein.

Raumplanung und Wohnungswesen:

- Wahrend der Bundesrat der Volksinitiative zur Beschréankung des
Verbandsbeschwerderechts zustimmte, hat der Stéanderat sie verworfen.

- Das Parlament verabschiedete die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes: bewilligt
werden nur Bauten und Anlagen, die zur Erzeugung von Energie aus Biomasse notig
sind.

- Der Bundesrat stellte seine Botschaften zur Aufhebung der Lex Koller und zu
flankierenden Massnahmen vor.

- Die beiden Parlamentskammern stritten sich um die Einfuhrung eines
steuerprivilegierten Bausparens.

Umweltschutz:

- Im FrUhjahr wurden die Volksinitiativen fur eine «wirksame Klimapolitik» und flr
«menschenfreundliche Fahrzeuge» lanciert.

- Die Réte verabschiedeten im Marz das Mineraldlsteuergesetz; Erd-, Flussig- und
Biogas werden steuerlich begunstigt.

- Im November begann der Riickbau der Sondermulldeponie in Kélliken (AG).

- Das Weinbaugebiet Lavaux (VD) wurde in das Weltkulturerbe der UNESCO
aufgenommen.

- Im August wurde die Schweiz von heftigen Unwettern heimgesucht.

Bevolkerung und Arbeit:

- Die Schweiz verzeichnete die stérkste Bevolkerungszunahme seit Anfang der 90er
Jahre.

- Im internationalen Vergleich sind die schweizerischen Beschéaftigten mit ihrer
Arbeitssituation Uberdurchschnittlich gut zufrieden.

- Die Arbeitslosenzahl nahm im ganzen Jahresverlauf kontinuierlich ab.

- Der Nationalrat lehnte einen Vorstoss flr die Einflhrung eines Mindestlohns ab.

- Die Gewerkschaft Travailsuisse lancierte eine Volksinitiative fur mindestens sechs
Wochen Ferien fur alle Erwerbstéatigen.

- Nachdem die Arbeitgeber des Bauhauptgewerbes den Landesmantelvertrag geklindigt
hatten, kam es in mehreren Stéadten zu Streiks.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:

- Der Bundesrat erteilte dem EDI den Auftrag, bis im Herbst 2008 einen Vorentwurf flr
gesetzliche Bestimmungen zur Starkung von Pravention und Gesundheitsférderung zu
erarbeiten.

- Der Standerat erteilte dem Bundesrat einen verbindlichen Auftrag zur Regelung der
indirekt aktiven Sterbehilfe.

- Das Parlament lehnte die Volksinitiative «Ja zur Komplementarmedizin» ab.

- Das Parlament nahm sowohl das Europarats-Ubereinkommen (ber Menschenrechte
und Biomedizin von 1997 als auch das erste Zusatzprotokoll dazu an.

- Der Nationalrat stimmte dem Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen zu.

- Der Nationalrat sprach sich fur eine Ablehnung ohne Gegenvorschlag der
«Hanfinitiative» aus.

- Der Bundesrat beantragte die Ratifikation der UNESCO-Konvention gegen Doping.

Sozialversicherungen

- Der Standerat verlangte eine Besserstellung der Witwer in der AHV.

- Das Volk stimmte der 5. IV-Revision zu.

- Der Bundesrat beantragte eine verwaltungsunabhangige Oberaufsicht Uber die
Pensionskassen.

- Volk und Stande sprachen sich sehr deutlich gegen die von der Linken verlangte
Einheitskrankenkasse aus.

- Das Parlament verabschiedete die Neuregelung der Spitalfinanzierung.

- Der Bundesrat gab einen Vorentwurf fur die Teilrevision des Gesetzes Uber die
Arbeitslosenversicherung in die Vernehmlassung.

Soziale Gruppen:
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- Die SVP lancierte eine Volksinitiative fur die automatische Ausweisung von kriminellen
Auslandern.

- Die zustandigen Behdrden zogen eine positive Bilanz der ersten Erfahrungen mit dem
neuen teilrevidierten Asylgesetz.

- Bei den Nationalratswahlen konnten die Frauen ihren Anteil an den Gewéahlten auf fast
30 Prozent steigern.

- Ein parlamentarischer Vorstoss fur einen bezahlten Vaterschaftsurlaub scheiterte im
Sténderat.

- Das Parlament befasste sich ausgiebig mit dem «Thema Jugendgewalt>».

- Der Bundesrat verabschiedete einen Bericht als Leitlinie fur die Alterspolitik.

- Der Bundesrat kiindigte einen Evaluationsbericht fur die Behindertenpolitik an.

Bildung und Forschung:

- Das Parlament verabschiedete die Leitlinien, Ziele und Massnahmen zur Férderung
von Bildung, Forschung und Innovation.

- Die kantonalen Erziehungsdirektoren haben dem Konkordat zur Harmonisierung der
Volksschule (HarmoS) zugestimmt.

- Der Bundesrat wahlte einen neuen ETH-Ratsprasidenten und einen neuen
Prasidenten der ETH Zdrich.

- Das Volkswirtschaftsdepartement bewilligte 64 Gesuche fur Masterstudiengénge an
den Fachhochschulen.

- Das Parlament verabschiedete das Bundesgesetz tUber die Erfindungspatente.

Kultur, Sprache, Kirchen:

- Der Bundesrat prasentierte seine Entwlrfe zu einem neuen Kulturférderungsgesetz,
zu einem revidierten Pro-Helvetia-Gesetz und zu einem Bundesgesetz Gber die Museen
und Sammlungen des Bundes.

- Das Parlament stimmte einer Teilrevision des Urheberrechts im digitalen Bereich zu.

- Das Parlament verabschiedete ein neues Sprachengesetz.

- Mit Unterstitzung der SVP und der EDU lancierten rechtsburgerliche und evangelikale
Kreise eine Volksinitiative «Gegen den Bau von Minaretten».

Medien:

- Die Rate hiessen in der Sommersession die Weiterfiuhrung der indirekten
Presseforderung gut.

- Im April wurde das neue Radio- und Fernsehgesetz mit der dazugehorigen
Verordnung in Kraft gesetzt.

- Die SRG erhielt eine neue Konzession fur die Dauer von 10 Jahren.

- Der Bundesrat definierte die Versorgungsgebiete flr regionale TV- und Radiosender
und schuf damit die Grundlage fur die Verteilung der GebUhrengelder, die den privaten
Veranstaltern zugute kommen.

Qu'est-ce qui figurait a I'agenda politique suisse en 20072 Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique? Les événements les plus importants en 2007 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par théme. Les liens

vous meneront directement & ces objets et événements clés de I'année en cours. Hier
finden Sie die deutsche Version dieses Artikels.

La vie politique suisse en 2007 a été placée sous le signe du renouvellement du
parlement national et du gouvernement lors des élections des mois d’octobre et de
décembre. La composition du gouvernement a été I'un des themes centraux de la
campagne pour I’élection du parlement. La responsabilité en incombe principalement
a I’'UDC, dont le conseiller fédéral Christoph Blocher a participé a la lutte électorale
d’une facon inédite dans I'histoire suisse. Apres que I'UDC s’est attirée une forte
attention, y compris de I'étranger, durant I'été avec des affiches montrant des moutons
blancs chassant a coups de pied un mouton noir hors de Suisse, la campagne a pris un
tour nouveau quelques semaines avant I’échéance. Avec son slogan « Soutenez Blocher
I Votez UDC ! », 'UDC a fait de son leader le théme principal de sa propagande
électorale. Les résultats de I"élection du parlement Iui ont donné, du moins en partie,
raison. Elle a conquis un électorat encore plus large et obtenu, avec 28.9 pourcent, le
meilleur résultat depuis I'introduction du scrutin proportionnel pour les élections au
Conseil national. A 'opposé du spectre politique, les Verts ont également compté parmi
les vainqueurs, remportant pour la premiére fois des sieges au Conseil des Etats.
Comme tant le PS que le PRD se sont retrouvés sur le banc des perdants, le rapport des
forces entre la gauche et la droite n'en a été qu’a peine modifié.
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L'élection d’extréme justesse du conseiller fédéral Blocher en 2003 alimentait les
craintes de 'UDC a I'approche du renouvellement intégral du collége gouvernemental
du 12 décembre. En janvier déja, les délégués du parti avaient décidé que si un membre
de I'UDC était élu a la place de Blocher, il serait exclu du parti. Suite aux élections
d’octobre, il est apparu que les partis qui avaient élu Blocher a la place de la
démocrate-chrétienne Metzler en 2003 (UDC, PRD, PL et des petits partis de droite)
avaient perdu trois sieges, voyant la marge par rapport a la majorité absolue se réduire
d’autant. La campagne électorale de I'UDC centrée sur Blocher et la recommandation
de son groupe parlementaire de ne pas réélire les conseillers fédéraux PDC et PS
sortants n‘ont pas contribué a I'amélioration de ses chances d’élection. Le PDC et le PS
ont fait savoir qu’ils éliraient quelqu’un de I'UDC, mais en aucun cas Blocher. Le nom de
cette personne resta secret jusqu’a I'ouverture de la séance. Alors, pratiquement tous
les élus du PS, des Verts et du PDC ont voté pour la conseillere d'Etat grisonne Eveline
Widmer-Schlumpf, qui a été élue au deuxieme tour avec 125 voix contre 115 au sortant
Blocher, la majorité absolue étant a 122. Aprés un temps de réflexion, Widmer-
Schlumpf a accepté son élection. Bien qu’elle ait déclaré l'avoir acceptée pour
conserver le siege gouvernemental UDC - qui sinon serait vraisemblablement allé au
PDC -, le groupe UDC I'a exclue. Le conseiller fédéral UDC réélu Schmid a connu le
méme sort, au motif qu’il ne s'était pas montré solidaire avec Blocher en ne refusant
pas son élection. Ainsi, pour la deuxiéeme fois en quatre ans, un membre du
gouvernement n'a pas été réélu et le premier parti du pays s’est retrouvé sans
représentant légitime (i.e. reconnu comme tel par le parti) au Conseil fédéral.

A coté de ces élections spectaculaires, les autres sujets politiques ont été quelque peu
relégués a l'arriere-plan, malgré leur importance. La libre circulation des personnes
dans le cadre des relations bilatérales avec I'UE est restée I'un des thémes les plus
importants au niveau de la politique intérieure. Le délai transitoire de cing ans, qui
avait encore permis quelques restrictions relativement a I'immigration issue des quinze
plus anciens pays de I'UE, s’est terminé au cours de I'année sous revue. Le Conseil
fédéral a en outre défini le mandat quant aux négociations avec I'UE relatives a
|"extension de la libre circulation des personnes aux deux nouveaux pays membres de
I"'UE, la Bulgarie et la Roumanie.

Les bons résultats économiques se sont poursuivis au cours de I'année 2007. A I'instar
de I'année précédente, la croissance économique réelle a dépassé les 3 pourcent.
L’excellente situation conjoncturelle a sensiblement influé sur I'emploi. Le taux de
chdémage a baissé jusqu’a la fin de I'année pour s’établir & 2.7 pourcent. Au cours du
dernier trimestre toutefois, des annonces de pertes au niveau des grandes banques,
parmi lesquelles I'UBS, ont fait resurgir certaines inquiétudes quant au fait que le boom
économique mondial pourrait dépérir. Les appels de la gauche a plus de régulation et
de contréle étatique des marchés financiers n‘ont cependant trouvé aucun écho.
Considérés par beaucoup comme trop élevés, les salaires et indemnités percus par les
grands patrons et les membres de conseils d’administration de quelques entreprises
privées, ont continué a occuper le devant de la scene médiatique et politique. Le
Conseil fédéral a d'ailleurs demandé au parlement de travailler au renforcement du
droit des actionnaires dans le cadre de la fixation de ces indemnités.

Grace a d’excellentes recettes fiscales, les finances de la Confédération se sont
présentées sous un bon jour. Les comptes de cette derniere ont cléturé avec un
excédent de plus de CHF 4 milliards, soit bien au-dela des prévisions budgétaires. Le
budget 2008 a également prévu des chiffres noirs. Malgré I'opposition de la gauche, qui
a dailleurs lancé le référendum ultérieurement, le parlement a adopté des
simplifications et des allégements fiscaux aux niveau des impots sur les entreprises. Le
Tribunal fédéral a posé des limites plus strictes a la concurrence fiscale entre cantons,
qui s’est accrue depuis quelques années. Il a jugé que les impdts dégressifs sur le
revenu, tels qu’introduits par le canton d’Obwald, étaient anticonstitutionnels. Suite a
quelques altercations entre représentants des cantons riches et ceux des cantons
pauvres, le parlement a adopté les regles relatives au dimensionnement de la nouvelle
péréquation financiére.

Les chambres ont adopté la nouvelle loi sur le marché de I'électricité. Il est prévu que la
libéralisation du marché s’effectue en deux étapes et ne concerne que les gros
consommateurs dans une premiere phase. La gauche a renoncé, contrairement au
premier projet qui a échoué en votation populaire, a lancer cette fois-ci le référendum.
En ce qui concerne la Poste, le Conseil fédéral a présenté les nouvelles étapes prévues
dans le cadre de la libéralisation du marché. Il vise également a plus de concurrence
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dans le domaine de I'immobilier. Le Conseil fédéral a d"ailleurs demandé au parlement
d’abolir la loi qui limite I"acquisition de terrains et de la propriété & des personnes
ayant leur domicile a I’étranger.

Dans le domaine de la politique sociale, le peuple a entériné par deux fois les décisions
de la majorité bourgeoise au parlement malgré I'opposition de la gauche. Il a rejeté le
remplacement des caisses-maladie privées par une assurance étatique unique et s’est
prononcé en faveur de la 5éme révision de I'assurance-invalidité. Suite a de longs
débats, le parlement a adopté la nouvelle réglementation du financement des hopitaux.

Les directeurs cantonaux de I"éducation ont terminé leurs travaux sur la mise en ceuvre
du nouvel article constitutionnel sur la formation, qui demande une harmonisation des
systémes de formation cantonaux. lls ont adopté en outre a I'unanimité un concordat
nommée Harmos, qui consigne les principaux points de cette réforme, et notamment
|"age d’entrée a I'école et le systeme d"évaluation.

Problémes politiques fondamentaux:

- La tenue de la Féte nationale sur le Grutli avec la Présidente de la Confédération
Micheline Calmy-Rey a occupé les medias durant plusieurs mois.

- Le Conseil national a adopté a l'unanimité une participation de la Suisse a la
prochaine Exposition universelle a Shanghai (Chine).

- Malgré l'opposition de la gauche et de la droite, les Lucernois ont adopté leur
nouvelle Constitution cantonale.

Ordre juridique:

- Les Démocrates suisses ont lancé une initiative populaire en faveur de la suppression
de la loi contre le racisme.

- Le parlement a décidé que le recensement de la population ne se ferait plus au
moyen d’une enquéte exhaustive par questionnaire, mais sur la base des données des
registres publics.

- Le Conseil fédéral a proposé d’octroyer des moyens supplémentaires aux organes de
protection de I'Etat pour leurs activités de collecte de renseignements.

- Le parlement s’est prononcé en défaveur de I'initiative populaire déposée par I'UDC
concernant la procédure de naturalisation.

- Le canton de Neuchatel a introduit le droit d"éligibilité des étrangers pour les
mandats législatifs et exécutifs au niveau communal.

- A l'occasion d’une manifestation organisée par I'UDC en ville de Berne peu avant les
élections fédérales, de violents heurts sont survenus entre la police et des contre-
manifestants.

- Le parlement a approuvé l'unification des procédures pénales cantonales.

- Les chambres ont adopté le projet Iégislatif de mise en oeuvre de I'initiative populaire
« Internement a vie pour les délinquants sexuels ou violents jugés trés dangereux et non
amendables » approuvée par le peuple et les cantons en 2004.

- Le Conseil des Etats a soutenu le projet de nouvelle procédure civile unifiée proposé
par le Conseil fédéral.

Institutions et droits populaires:

- L'Assemblée fédérale n'a pas confirmé le conseiller fédéral Christoph Blocher a son
poste et a élu a sa place la conseillere d'Etat grisonne Eveline Widmer-Schlumpf.

- La vice-chanceliére sortante, Corina Casanova, a été élue pour succéder a la
chanceliere fédérale démissionnaire Annemarie Huber-Hotz.

- Le Conseil fédéral a présenté au parlement ses propositions pour un réaménagement
des régles relatives a la mise en place, |'élection et le travail des commissions
extraparlementaires.

- Le parlement a adopté les nouvelles dispositions plus strictes relatives a
I'incompatibilité entre un mandat parlementaire et des activités au sein de la
Confédération ou de ses institutions.

- La Commission de gestion du Conseil national a examiné les circonstances en rapport
avec le retrait du Procureur général de la Confédération Valentin Roschacher en été
2006, et a émis des critiques a I’égard du comportement du ministre de la justice.

- La Commission des institutions politiques du Conseil national a rejeté les initiatives
parlementaires de I'lUDC relatives a un renforcement du droit de référendum.

Structures fédéralistes:

- Le parlement a fixé les regles relatives a la péréquation des ressources et a la
compensation des charges dans le cadre de la RTP.

- La Landsgemeinde glaronaise a confirmé sa décision prise l'année passée de
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fusionner les 25 anciennes communes en trois.
- L’Assemblée interjurassienne a publié un rapport intermédiaire.

Elections:

- Avec un pourcentage de voix de 28.9 pourcent lors des élections au Conseil national,
'UDC a réussi le meilleur résultat électoral pour un parti depuis I'introduction du
systeme proportionnel.

- Le PS a connu un déclin important et a di céder 9 sieges au Conseil national.

- Avec 15.8 pourcent des voix, le PRD a atteint le plus mauvais résultat de son histoire et
a perdu 5 sieges.

- Le PDC a pu se stabiliser et a gagné trois sieges.

- Les Verts ont atteint leur meilleur résultat jusqu’ici avec presque 10 pourcent des
VOIX.

- Dans I'ensemble, le camp bourgeois s’est |égerement renforcé lors des élections au
Conseil national.

- Au Conseil des Etats en revanche, la gauche a légerement augmenté sa
représentation.

- Pour la premiere fois, deux Verts et une Verte libérale sont entrés au Conseil des
Etats.

- Si les Verts ont gagné des siéges lors des élections cantonales, le PRD et le PS ont di
céder des sieges de leur coté.

Politique étrangére:

- Le parlement a mis sous toit larévision de la loi sur I'aide aux victimes d’infractions.

- Les chambres ont renvoyé au Conseil fédéral I'arrété fédéral relatif a la participation
de la Suisse au programme MEDIA de I’'UE pour les années 2007 a 2013.

- Les chambres ont adopté I'arrété fédéral relatif & la contribution de la Suisse a
|"atténuation des disparités économiques et sociales dans I'UE.

- La Suisse et I'UE ont ouvert des négociations en vue d’un accord sur le marché de
|"électricité.

- Le parlement a approuvé le financement de la continuation de |'aide humanitaire
internationale.

- Le commerce extérieur suisse a connu, a l'instar de I'année précédente, une année
faste.

Armée:

- Le Conseil fédéral a proposé la prolongation de la participation de la Suisse a la
KFOR.

- Les chambres ont adopté les deux projets concrétisant laréalisation de I'étape de
développement 2008/2011 de I'armée suisse.

- Le parlement a rejeté l'initiative populaire « Contre le bruit des avions de combat a
réaction dans les zones touristiques » sans contre-projet.

- Le programme d’armement 2007 a été adopté par les chambres.

- Le Conseil fédéral a bouclé la consultation sur la simplification de la procédure
d’admission au service civil.

- Il a également lancé une procédure de consultation concernant une initiative
parlementaire sur I'engagement de personnel de la protection civile non formé en cas
de catastrophe ou d’urgence.

Politique économique:

- La conjoncture est demeurée trés favorable durant I'année sous revue.

- Le Conseil fédéral a renoncé a réunir sous un méme toit toutes les organisations
chargées de la promotion de la Suisse a I'étranger.

- Le parlement a approuvé les propositions du gouvernement concernant la réalisation
de la nouvelle politique régionale de la Confédération.

- Le Conseil fédéral a réaffirmé sa volonté d’inscrire dans la loi I'interdiction de
I'importation parallele de produits brevetés.

- Le Conseil fédéral a proposé de renforcer les droits des actionnaires, notamment en
matiere de fixation de la rémunération des cadres dirigeants.

Crédit et monnaie:

- La BNS a poursuivi sa politique monétaire relativement restrictive jusqu’en automne.
- Le parlement a adopté la nouvelle loi fédérale sur I'Autorité fédérale de surveillance
des marchés financiers (LFINMA).

- Le géant bancaire UBS a été massivement frappé par la crise du marché hypothécaire
ameéricain.

- Le Conseil des Etats a accepté un durcissement des mesures légales a I'encontre du
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délit d’initié en bourse.

Agriculture:

- Les chambres ont adopté plusieurs projets de loi relatifs a I'évolution de la future
politique agricole (PA 2011).

- Pour la premiére fois depuis 1993, le prix du laita augmenté.

- Les chambres ont adopté, non sans quelques modifications, I'arrété fédéral relatif a
|"'approbation de la Convention internationale révisée pour la protection des obtentions
végétales et a la modification de la loi sur la protection des variétés.

- Deux projets concernant une éventuelle interdiction des chiens dangereux et les
mesures a prendre a I'égard de leurs détenteurs ont été mis en consultation.

- Le Conseil national a décidé de ne pas entrer en matiére sur le projet de révision de la
loi fédérale sur les foréts et a rejeté l'initiative populaire intitulée « Sauvez la forét
suisse».

Finances publiques:

- Le Tribunal fédéral a jugé que le modeéle fiscal dégressif du canton d’Obwald était
anticonstitutionnel.

- Le parlement a débuté I'examen de la loi fédérale sur la simplification du rappel
d'impot en cas de succession et sur l'introduction de la dénonciation spontanée non
punissable.

- Les chambres ont adopté la deuxieme réforme de I'imposition des entreprises.

- Le Conseil fédéral a présenté son message relatif a la modification de la loi fédérale
sur I'imposition du tabac.

- Les comptes de la Confédération pour I'année 2007 ont bouclé sur un excédent de
CHF 4.1 milliards.

- Le budget 2008 adopté par le parlement prévoit un surplus de recettes de CHF 1122
millions.

- Dans le cadre de réforme de la péréquation financiére et de la répartition des taches
entre la Confédération et les cantons (RPT), le parlement a examiné le message
concernant la dotation de la péréquation des ressources, de la compensation des
charges et de la compensation des cas de rigueur.

Energie:

- Le Conseil fédéral a adopté une stratégie énergétique a moyen et long terme.

- Le parlement a approuvé définitivement la libéralisation du marché électrique et
adopté des mesures de promotion des énergies renouvelables.

- Pour la premiére fois depuis dix ans, la consommation d’électricité a baissé (de 0.6 %)
en 2007.

- A partir du ler janvier 2008, les centrales alimentées au gaz devront compenser
intégralement leurs émissions de CO2.

- Le parlement a décidé d’exclure le bioéthanol du monopole de la Régie fédérale des
alcools pour en faciliter I'importation.

Transports et communications:

- Le Conseil des Etats a approuvé le report de la réduction du transit routier alpin et
décidé de restreindre les compétences du Conseil fédéral concernant I'introduction
d’une bourse du transit alpin.

- Suite au refus de 2005, le Conseil fédéral a présenté un nouveau message sur la
réforme des chemins de fer 2.

- Swisscom a subi plusieurs condamnations pour abus de position dominante.

- Le Conseil fédéral a fixé la marche a suivre pour la libéralisation du marché postal.

- Le Conseil national est entré en matiere sur le projet gouvernemental de financement
spécial en faveur du trafic aérien.

Aménagement du territoire et logement:

- Alors que le Conseil fédéral a accepté I'initiative populaire visant a restreindre le droit
de recours des organisations, le Conseil des Etats I'a refusée.

- Le parlement a approuvé la révision partielle de la loi sur I'aménagement du territoire:
seules les installations de production de compost destiné a la production de biogaz
seront autorisées en zone agricole.

- Le Conseil fédéral a présenté ses projets d’abrogation de la Lex Koller et de mesures
d’accompagnement de celle-ci.

- Les Chambres se sont affrontées au sujet de I'introduction d’une épargne-logement
fiscalement déductible.

Protection de I’environnement:
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- En début d’année, les initiatives « Pour un climat sain » et « Pour des véhicules plus
respectueux des personnes » ont été lancées.

- Les chambres ont adopté la révision de la loi sur I'imposition des huiles minérales ;
des déductions fiscales seront appliquées au gaz naturel, au gaz liquide et au biogaz.

- L’assainissement de la décharge de déchets dangereux de Kolliken (AG) a débuté en
novembre.

- Le vignoble de Lavaux (VD) a été inscrit au Patrimoine mondial de 'UNESCO.

- La Suisse a été frappée par de violentes intempéries au mois d’ao(t.

Population et travail:

- La Suisse a enregistré sa plus forte croissance démographique depuis le début des
années 1990.

- En comparaison internationale, la satisfaction des Suisses par rapport a leur situation
professionnelle est supérieure a la moyenne.

- Le nombre de chdémeurs a continué a baisser tout au long de I'année sous revue.

- Le Conseil national a rejeté une proposition visant a instituer un salaire minimum.

- Le syndicat Travailsuisse a lancé une initiative populaire visant a octroyer six semaines
de vacances a tous les actifs.

- Apres la dénonciation de la convention collective nationale par les employeurs du
secteur de la construction, des greves ont été organisées dans plusieurs villes.

Santé, assistance sociale, sport:

- Le Conseil fédéral a chargé le DFI de présenter d’ici 'automne 2008 un avant-projet
de loi pour renforcer les efforts en matiere de prévention et de promotion de la santé.
- Le Conseil des Etats a chargé le Conseil fédéral de présenter un projet de
réglementation dans le domaine de |'assistance au suicide.

- Le parlement a refusé I'initiative populaire « Oui aux médecines complémentaires ».

- Le parlement a accepté la Convention du Conseil de I'Europe sur les Droits de
I'Homme et la biomédecine du 4 avril 1997, ainsi que le protocole additionnel afférent.
- Le Conseil national a approuvé la loi fédérale sur la protection contre la fumée
passive.

- Le Conseil national s’est exprimé en faveur du rejet sans contre-projet de l'initiative
populaire « Pour une politique raisonnable en matiere de chanvre protégeant
efficacement la jeunesse ».

- Le Conseil fédéral a proposé de ratifier la Convention de 'UNESCO contre le dopage.

Assurances sociales

- Le Conseil des Etats a réclamé des améliorations pour les veufs dans le cadre de
["AVS.

- Le peuple a accepté la 5éme révision de I'Al.

- Le Conseil fédéral a proposé une supervision indépendante des caisses de pension.

- Le peuple et les cantons se sont prononcés trés clairement contre la proposition de
caisse unique de la gauche.

- Le parlement a adopté la nouvelle législation relative au financement des hopitaux.

- Le Conseil fédéral a mis en consultation un avant-projet de révision partielle de la loi
sur I"assurance-chémage.

Groupes sociaux:

- L'UDC a lancé une initiative populaire pour le renvoi des étrangers criminels.

- Les autorités compétentes ont tiré un bilan positif des premiers résultats de la
révision partielle de la loi sur I'asile.

- Lors des élections au Conseil national, la proportion de femmes élues a cr( pour
s'établir a prés de 30 Prozent.

- Le Conseil des Etats a rejeté une motion du Conseil national pour un congé paternité
payé.

- Le parlement s’est saisi de la thématique de la « violence juvénile ».

- Le Conseil fédéral a adopté un rapport sur les lignes directrices de la politique de la
vieillesse.

- Le Conseil fédéral a annoncé un rapport d'évaluation sur la politique en matiére des
handicapés.

Enseignement et recherche:

- Le parlement a adopté les lignes directrices, les objectifs et les mesures
d’encouragement de la formation, de la recherche et de I'innovation.

- Les directeurs cantonaux de [I'éducation ont approuvé le concordat sur
I"'harmonisation de la scolarité obligatoire (Harmo$).

- Le Conseil fédéral a élu un nouveau président du conseil des EPF et un nouveau
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président de I'EPFZ.

- Le Département fédéral de I'économie a donné I'autorisation de démarrer 64 filieres
d'études master dans les hautes écoles spécialisées (HES).

- Le parlement a adopté la loi fédérale sur les brevets d’invention.

Culture, langues, églises:

- Le Conseil fédéral a présenté ses projets de nouvelle loi sur I'encouragement a la
culture, de révision de la loi Pro Helvetia, et de loi sur les musées et les collections de la
Confédération.

- Le parlement a adopté une révision partielle du droit d’auteur dans le domaine
digital.

- Les chambres ont adopté une nouvelle loi sur les langues nationales.

- Avec le soutien de I'UDC et de I"'UDF, des milieux proches de la droite bourgeoise et
des églises libres ont lancé une initiative populaire « Contre la construction de
minarets ».

Médias:

- Lors de la session d'été, les chambres se sont prononcées en faveur de la poursuite
de I'encouragement indirect a la presse écrite.

- La nouvelle loi sur la radio et la télévision (et le réglement qui s’y rapporte) est entrée
en vigueur au mois davril.

- La SSR a obtenu une nouvelle concession pour une durée de dix ans.

- Le Conseil fédéral a défini les zones géographiques desservies pour les émetteurs
radio et TV, et créé les bases pour la répartition des redevances dont les chafnes
privées bénéficient.

Identité nationale

Die SGG ergriff im Berichtsjahr neue Massnahmen, um der 2015 mittels eines
Wettbewerbs auserkorenen inoffiziellen Nationalhymne weiteren Schub zu verleihen.
So sei der Text nochmals in allen Landessprachen leicht Uberarbeitet worden und es
seien erneut samtliche Veranstalter von 1.-August-Feiern gebeten worden, den
Hymnen-Vorschlag der SGG ins Festprogramm aufzunehmen. Die grosste
Aufmerksamkeit erregte jedoch die Grindung eines Komitees mit vielen prominenten
Beflrworterinnen und BeflUrwortern der neuen Hymne. Im 70-képfigen Gremium
befanden sich neben Persdnlichkeiten aus Kultur, Wirtschaft und Sport auch die drei
Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss, Ruth Metzler und Eveline Widmer-Schlumpf sowie
Alt-Bundesrat Moritz Leuenberger. Der ehemalige SP-Bundesrat Leuenberger gestand
auf der SGG-Webseite, dass er beim Singen der offiziellen Hymne am Schluss oft nur
noch die Lippen bewegt habe, weil er die «schwulstigen Teile» nicht habe auswendig
lernen wollen. Und die ehemalige CVP-Magistratin Ruth Metzler bekannte sich zur
neuen Hymne, weil diese vielsagender sei als die offizielle Landeshymne und der Vielfalt
der Schweiz «ausgezeichnet Rechnung tragt». So habe sie die Hymne der SGG an der
letztjahrigen 1. August-Feier auf dem Rutli mit «grosser Freude und Uberzeugung
gesungen». SGG-Geschaftsfuhrer Lukas Niederberger sagte im St. Galler Tagblatt, dass
es der SGG nicht darum ginge, den neuen Text moglichst rasch zur neuen offiziellen
Hymne zu machen. Vielmehr solle damit eine Diskussion angeregt werden, was eine
Hymne beinhalten sollte und «welche Werte uns heute und morgen leiten sollten».

Zu Jahresbeginn hat der SGV das Jahr 2019 zum «Jahr der Milizarbeit>» erklart, da
beinahe jede zweite Gemeinde «Muhe hat, Kandidaten fir die Exekutivwahlen» zu
finden, wie der Blick berichtete. Ziel der Erklarung war in erster Linie, eine breite
Debatte anzustossen, wie SGV-Prasident Hannes Germann (svp, SH) festhielt. In
unterschiedlichen Beitragen der Presse und auch der Forschung wurde in der Folge
Uber das Schweizer Milizsystem debattiert. Alt-Bundesrat Kaspar Villiger verdeutlichte
den Ernst der Lage in der NZZ, als er in einem Gastkommentar Uber die Milizarbeit den
Philologen Karl Schmid zitierte: Flr die Schweiz sei die «Apolitie der das kulturelle und
wirtschaftliche Leben bestimmenden Schichten» eine «tédliche Gefahr». So sorgte die
Frage nach der Zukunft der Milizarbeit nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf
nationaler Ebene fur Gesprachsstoff, wo eine zunehmende Professionalisierung des
Politikbetriebs dem Milizsystem zu schaden drohe.

Der SGV selbst hatte deshalb eine Reihe von Massnahmen gepruft, um auch jungen
Personen ein «politisches Amt auf lokaler Ebene» schmackhaft zu machen. Diskutiert
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wurde Uber die Einflhrung eines Erwerbsersatzes fir Gemeinderatinnen und
Gemeinderate, eine Anrechnung der geleisteten Arbeit als Wehrpflicht oder Zivildienst
sowie Uber die Moglichkeit, den Gemeinderatslohn von den Steuern abzuziehen - was
bisher nur in vereinzelten Kantonen moglich war. Seinem Anliegen Nachdruck verlieh
der Verband an der 1. August-Feier auf der Ritliwiese: Der SGV und der Schweizerische
Feuerwehrverband gestalteten 2019 die Feier mit, welche unter dem Motto «Milizarbeit
als Engagement flr die Gesellschaft» abgehalten wurde. Germann betonte dort, dass
die Milizarbeit zur DNA der Schweiz gehoére und prasentierte auch hier
Loésungsvorschléage, wie vermehrt Jugendliche fur ein Engagement in der Politik
motiviert werden kénnten: Als «Miliz-Influencer», so berichtete die Luzerner Zeitung,
sollen «junge, ehrenamtlich tatige Menschen [...] ihre Altersgenossen fir freiwillige
Amter mobilisierens.

Besorgt Uber den Zustand der Milizarbeit zeigte sich auch der Politologe Markus Freitag
von der Universitat Bern: Gegentber dem Sonntagsblick bezeichnete er im Juni den
registrierten Ruckgang an Interessenten fur Milizdmter als «alarmierend», in derselben
Ausgabe der Zeitung warnte der Redaktor Danny Schlumpf gar vor einem
Zusammenbruch des Milizsystems.

2019 erschienen zudem die Studie «Milizarbeit in der Schweiz» von Markus Freitag,
Pirmin Bundi und Martina Flick Witzig von der Universitdt Bern, welche die
Herausforderungen und Chancen des Schweizer Milizsystems untersuchte. Befragt
wurden 1800 Miliztatige aus 75 Schweizer Gemeinden mit 2'000 bis 30'000
Einwohnerinnen und Einwohnern. Schweizweit seien ungefahr 100'000 Schweizerinnen
und Schweizer in einem Milizamt tatig, schatzte die Autorenschaft. Etwa 70'000 davon
seien in lokalen Kommissionen aktiv, 17'000 in Gemeindeparlamenten und 15'000 in der
Exekutive. In den Gemeindeexekutiven gemass der Studie am besten vertreten war klar
die FDP (25%), gefolgt von der CVP (16%) und der SVP (15%). Die SP kam auf einen Anteil
von 13 Prozent, war aber in der Legislative die zweitstarkste Kraft. Der durchschnittliche
Miliztatige sei mannlich - der Frauenanteil betrug in der Studie ungeféhr einen Drittel -,
zwischen 40 und 64 Jahre alt, verflge Uber einen hohen sozialen Status sowie Uber
einen tertiaren Bildungsabschluss und sei in der Gemeinde gut vernetzt. Die grosste
Sorge der Miliztatigen hingegen sei es, stellten die Forschenden fest, nicht gentigend
Zeit fur die Austibung ihrer Amter zu finden, zudem erachteten sie die Zusammenarbeit
mit den Behdrden als «schwierig». Mit der finanziellen Entschadigung war etwa die
Halfte der Befragten zufrieden, ebenso viele wiinschten sich als Kompensation fir ihren
Einsatz einen steuerlichen Abzug oder eine Anerkennung der Tatigkeit als berufliche
Weiterbildung. 94 Prozent gaben als hochste Motivation schliesslich nicht finanzielle
Grinde an, sondern den Willen, etwas fur das Gemeinwohl zu tun.

Freitag leitete aus der Studie zwei nachhaltige Massnahmen zur Verbesserung des
Milizsystems her, die er auch in einem Interview mit der Aargauer Zeitung wiedergab:
Einerseits wlnschten sich viele Miliztatige eine hohere Wertschatzung ihrer Arbeit;
dabei genlge es schon, wenn sich diese in Form von kleineren Feierlichkeiten
bemerkbar mache. Andererseits sei, wie bereits von SGV-Prasident Germann angetént,
die bessere Einbindung der jingeren Generation entscheidend: Dem mangelnden
Interesse der Jungen an der Milizarbeit kdnne mit der Férderung der politischen
Bildung und Aufklarungsarbeit an Schulen entgegengewirkt werden. Verschiedene
Universitaten etwa - beispielsweise seit 2019 die Universitat Basel - belohnten
«soziales Engagement» bereits mit sogenannten «Social Credits»; Kreditpunkten,
welche flir einen Abschluss angerechnet werden kdnnen, wenn auch nur zu einem
geringen Anteil.

Insgesamt gebe es aber nach wie vor viele Schweizerinnen und Schweizer, darunter
auch viele Junge, die etwas fur die Gesellschaft taten, betonte Freitag gegenliber den
Medien. So habe zum Beispiel das Eidgendssische Turnfest in Aarau nur dank 4'000
Freiwilligen durchgefiihrt werden kénnen. Gemeinden wie Hospental (UR) suchten
hingegen derweil vergebens nach geeigneten Kandidatinnen oder Kandidaten fur den
Gemeinderat. Gegenuber dem Sonntagsblick betonte Freitag, dies liege daran, dass
man sich heute eher vor langjahrigen Verpflichtungen scheue, hingegen Flexibilitat und
Ungebundenheit bevorzuge. Diese Einschatzung war bereits von einer 2018
durchgefiinrten Studie des Gottlieb Duttweiler Instituts (GDI) Gber Freiwilligenarbeit
gestutzt worden: Nicht unbedingt die Bereitschaft zu Freiwilligenarbeit habe
abgenommen, sondern die Art und Weise, wie und wo Freiwilligenarbeit geleistet
werde, habe sich verandert, sodass diese nicht mehr unbedingt der Milizarbeit im
klassischen Sinne entspreche. ?
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Institutions et droits populaires
Conseil fédéral

Weitere Reformvorschléage kamen aus der SPK des Stédnderats anlasslich der Beratung
des neuen Parlamentsgesetzes, welches das bisherige Geschaftsverkehrsgesetz ersetzt.
Diese schlug vor, dass amtierende Bundesrate im Jahr vor der Wahl des Nationalrats in
der Regel nicht mehr zuriicktreten diirfen, und dass die wiederkandidierenden
Bundesrate nicht mehr einzeln in der Reihenfolge ihrer Amtsdauer, sondern auf einer
gemeinsamen Liste mit Streichungsmoglichkeiten zu bestétigen sind. Mit der ersten
Bestimmung wollte die SPK wahltaktisch motivierte Rlcktritte vor Ablauf der Amtsdauer
verhindern, die zweite sollte es dem Parlament ermdglichen, missliebige Bundesrate
mit einem schlechten Wahlresultat oder gar der Nichtwiederwahl zu sanktionieren,
ohne Retourkutschen flr die anderen, d.h. amtsjingeren Bundesrate beflrchten zu
mussen. Der erste Vorschlag fand bereits im Standerat keine Mehrheit, der zweite
wurde vom Nationalrat abgelehnt. Vergleiche dazu auch die als ,wahltaktisch™
kritisierten Demissionen von Arnold Koller und Flavio Cotti (beide cvp) im Jahr 1999 und
von Stich (sp) 1995. °

Wahrend sich die Wirtschaft Uber das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empérung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wahlbar erklarte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz Uber die von der Linken unterstitzte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusatzlich verstarkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes flr den ihnen politisch néher
stehenden Deiss und nicht flur Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grosserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. *

Die Bundesratswahlen vom 10. Dezember des Vorjahres mit der Abwahl von Ruth
Metzler und der Nichtwahl der Freisinnigen Christine Beerli gaben der Forderung nach
einer fixen Geschlechterquote fiir die Zusammensetzung der Regierung wieder einen
gewissen Auftrieb. Die SP-Fraktion reichte im Nationalrat eine parlamentarische
Initiative fir mindestens drei Sitze fir jedes Geschlecht ein. Die SPK empfahl, diesem
Vorstoss keine Folge zu geben. ®

Am 12. Dezember trat die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl des Bundesrates
fur die neue Legislaturperiode zusammen. Am zahlenmaéssigen Krafteverhéaltnis
zwischen den Blocken hatte sich im neuen Parlament gegentiber demjenigen von 2003
wenig geandert. Trotz der Sitzgewinne der SVP im Nationalrat verflgten diejenigen
Parteien, die 2003 Blocher gegen die CVP-Bundesratin Metzler unterstitzt hatten (SVP,
FDP, LP und kleine Rechtsparteien), Uber drei Sitze weniger als 2003 und blieben mit
118 Sitzen deutlich unter dem absoluten Mehr von 123. Noch nicht klar war, wie sich die
CVP verhalten wirde, nachdem ihr Prasident Darbellay (VS) in den Medien mit seiner
eigenen Kandidatur gegen Blocher kokettiert hatte. Am Tag vor der Wahl wurde er dann
von seiner Fraktion zurlckgepfiffen, welche mehrheitlich beschloss, nicht mit einem
eigenen Kandidaten anzutreten, aber auch Blocher nicht zu unterstitzen. Die meisten
professionellen Beobachter rechneten nicht damit, dass es wie 2003 zur
Nichtwiederwahl eines Amtsinhabers kommen wirde, wobei allerdings flr viele offen
war, ob es Blocher bereits im 1. Wahlgang schaffen wirde.

Obwohl alle bisherigen Bundesrdte wieder kandidierten, beantragte einzig die FDP-
Fraktion, sie alle in ihrem Amt zu belassen. Die SVP empfahl nur ihre beiden eigenen
Vertreter Christoph Blocher und Samuel Schmid sowie die FDP-Bundesrate Pascal
Couchepin und Hans-Rudolf Merz zur Wahl. Die SP und die CVP/EVP/GLP-Fraktion
sprachen sich fur alle Bisherigen mit Ausnahme von Blocher aus, und die Grinen
unterstitzten in ihrem schriftlichen Antrag nur die beiden SP-Bundesrate Micheline
Calmy-Rey und Moritz Leuenberger und prasentierten den grinen Standerat Luc
Recordon (VD) als Kandidaten. Nachdem die Sprecher der SP und der CVP dargelegt

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20

14



ELECTION PAR L’ASSEMBLEE FEDERALE
DATE: 14.12.2011
MARC BUHLMANN

hatten, dass sie der SVP ihren zweiten Sitz nicht streitig machen wollten, darauf aber
nicht mehr Blocher sehen mdchten, trat Zisyadis (pda, VD) ans Rednerpult und schlug
die Blndner SVP-Regierungsratin Eveline Widmer-Schlumpf zur Wahl vor. In den
Medien war Widmer-Schlumpf zusammen mit Nationalrat Zuppiger (svp, ZH) als
mogliche Alternative flir Blocher bereits in der Berichterstattung Uber die CVP-
Fraktionssitzung erwéhnt worden. Baader (svp, BL) als Fraktionssprecher appellierte
anschliessend an die CVP, Blocher zu wahlen und sicherte zu, dass in diesem Fall
entgegen ihrem schriftlichen Antrag die SVP auch Doris Leuthard (cvp) unterstitzen
wirde.

Anschliessend schritt das Parlament zur Besetzung der Bundesratssitze in der
Reihenfolge der Amtsdauer der bisherigen Inhaber. Zuerst wurde Leuenberger mit 157
Stimmen gewéahlt, dann Couchepin mit 205, Schmid mit 201 und Calmy-Rey mit 153. Vor
der Besetzung des Sitzes von Blocher meldete sich Baader nochmals zu Wort und legte
dar, dass Blocher in den letzten vier Jahren ,einen Leistungsausweis erbracht (habe)
wie kaum ein anderes Regierungsmitglied™. Frosch (BE) zog im Namen der Grinen die
Kandidatur Recordons ,zugunsten einer aussichtsreicheren Kandidatur™ zurtck. Im
ersten Wahlgang erzielte Widmer-Schlumpf mit 116 Stimmen das bessere Resultat als
Blocher mit 111. Das absolute Mehr von 120 verfehlte sie aber; sechs Stimmzettel waren
leer, zwei ungultig und elf entfielen auf andere Namen. Im zweiten Wahlgang entfielen
nur noch zwei Stimmen auf Diverse, vier blieben leer und keiner war unglltig. Das
absolute Mehr stieg damit auf 122. Widmer-Schlumpf Ubertraf es mit 125, Blocher kam
nur auf 115 und verlor damit seinen Sitz. Nachdem ein Ordnungsantrag der SVP auf
Verschiebung der weiteren Wahlen abgelehnt worden war, bestatigte die
Bundesversammilung Merz und Leuthard mit 213 resp. 160 Stimmen in ihren Amtern. ¢

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakular, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hatte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als ,Ruhe nach dem Sturm®™ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als .langweilig®, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstinde. In den
Fraktionserklarungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben .keine Konkordanz darlber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet®™. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesratinnen und
Bundesrate bereits im ersten Wahlgang bestatigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestatigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewéhlt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjorg Walter und 41 Stimmen auf Jean-Francois Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewahlt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjorg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter - der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-Francois Rime (Verschiedene:
14) - keine Erklarung der SVP. Fraktionsprésident Baader ergriff erst vor dem flinften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-Francois Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestatigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestatigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-Francois Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestadtigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundesprasidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemass zum Vizeprésidenten gewahlt
wurde.

Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
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Zeitpunkt des Rucktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Standeratswahlen hatten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem héatte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig Uberzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Képfe bei den Stdnderatswahlen, die (zu) spdte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hatten der
erfolgsverwdhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjlingster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewurdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stampfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jlinger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder fur Stabilitat im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Fir ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststatte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. ’

Nicht nur Wirtschaftskader geraten ob ihrer Entlohnung in die Medien, sondern in
schoner Regelmaéssigkeit auch immer wieder die Bundesratinnen und Bundesrate. Laut
der Bundesinformationsseite ch.ch verdiente ein Mitglied der Landesregierung im Jahr
2015 rund CHF 445'000 zuzuglich etwa CHF 30'000 Spesenentschadigung. Das
Prasidialamt wird mit zusatzlichen CHF 12'000 pro Jahr entschadigt. Zu diskutieren
gaben allerdings nicht die im Vergleich zur Privatwirtschaft eher geringen Salére der
aktiven Bundesratinnen und Bundesrate als vielmehr die Ruhegehalter der ehemaligen
Magistratinnen und Magistrate. Diese erhalten in der Regel die Hélfte des Lohnes, den
sie wahrend ihrer Amtszeit bezogen hatten. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Amtszeit mindestens vier Jahre betragen hat. War dies nicht der Fall oder ist ein
ehemaliges Regierungsmitglied weiterhin arbeitstatig, wird das Ruhegehalt gekurzt -
insbesondere durfen das Einkommen aus Erwerbstatigkeit und die Pension zusammen
den Lohn wahrend der Amtszeit nicht Ubersteigen. Auch die Witwen ehemaliger
Bundesrate erhalten eine Entschadigung, die in etwa ein Viertel des Lohnes des
Verstorbenen ausmacht. Diese seit 1919 geltende Regel war nach der Nicht-Bestatigung
von Ruth Metzler in Anbetracht des jungen Alters der CVP-Magistratin virulent
diskutiert worden. Auch Parlamentarier stiessen sich damals am Umstand, dass die
junge Ex-Magistratin wahrend langer Zeit ein Ruhegehalt beziehen wirde. Metzler gab
damals ihren Verzicht auf die Rente bekannt. Mediale und parlamentarische
Auseinandersetzungen zum Thema Ruhegehalt 16ste auch die Bekanntgabe von alt-
Bundesrat Moritz Leuenberger aus, dass dieser bei der Implenia ein
Verwaltungsratsmandat Ubernommen hatte. 2015 storte sich der Blick am Umstand,
dass Alt-Bundesrat Kaspar Villiger trotz eines mehrere Millionen umfassenden
Vermogens das volle Ruhestandsgehalt erhielt. Die Weltwoche berichtete lUber den
Versuch der Bundeskanzlerin Corina Casanova, Licht ins Dunkel der Ruhegehalter zu
bringen. Wer genau wie viel Ruhegehalt bezieht, ist néamlich ein gut gehutetes
Geheimnis und es werden lediglich die Gesamtsumme und die Anzahl Renten &ffentlich
gemacht - laut Weltwoche bezogen 2014 flinfzehn ehemalige Bundesrate, drei
ehemalige Bundeskanzler sowie vier Witwen insgesamt CHF 4,4 Mio. Ruhegehalt. Unklar
bleibt somit zum Beispiel, ob Ruth Metzler, Joseph Deiss oder Christoph Blocher nach
wie vor auf ihre Rente verzichten, wie sie dies in der Presse verlauten liessen. Laut
Weltwoche prallte die Bundeskanzlerin mit ihrem Begehren, das sie mit immer
zahlreicher werdenden Anfragen seitens der Medien begrindete, an einer Mauer des
Schweigens ab: Die angefragten ehemaligen Mandatstragerinnen und Mandatstrager
mochten  Anonymitat in Sachen Ruhegelder bewahren - so das Fazit des
Wochenblattes. ®

Mit  ihrer breit diskutierten Aussage kurz vor der Abstimmung zur
Unternehmenssteuerreform Il (USR 1ll), entfachte die ehemalige Bundesratin Eveline
Widmer-Schlumpf eine interessante Diskussion dariiber, ob sich Alt-Bundesratinnen
und -Bundesréte in die aktuelle politische Debatte einmischen diirfen oder nicht. In
der Tat bestehen keine Regeln zum Verhalten ehemaliger Regierungsmitglieder. Im
Aide-Mémoire ist einzig festgehalten, dass auf eine Amteriibernahme verzichtet werden
soll, wenn die neue Tatigkeit zu Interessenkonflikten mit der friheren
Regierungstatigkeit fuhren koénnte. Einen Maulkorb miussen sich ehemalige
Magistratinnen und Magistraten aber zumindest aus juristischer Perspektive keinen
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umlegen. Die Aussage der ehemaligen BDP-Bundesratin wurde denn auch insbesondere
von den burgerlichen Beflrwortern der USR Ill eher aus moralischer Perspektive
kritisiert - so bezeichnete etwa Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in einem Interview mit der
LZ das Vorgehen Widmer-Schlumpfs als ,Schuss in den Ricken™ von Ueli Maurer, dem
Nachfolger im EFD und Verantwortlichen fir die USR-Vorlage.

Freilich mischten und mischen sich ehemalige Landesmutter und -vater immer wieder
in politische Auseinandersetzungen ein. In den Medien wurde etwa Otto Stich erwéhnt,
der immer wieder fir Kommentare zu haben gewesen sei. Nicht weniger als elf
ehemalige Regierungsmitglieder hatten sich gegen die Durchsetzungsinitiative
ausgesprochen. Alt-Bundesrat Christoph Blocher lasst die Schweiz allwdchentlich auf
seinem privaten TV-Sender wissen, was seine Meinung zu verschiedensten Bereichen
ist. Je nach Thema meldeten sich auch schon Ruth Dreifuss oder Micheline Calmy-Rey
zu Wort. Pascal Couchepin nimmt insbesondere bezuglich der Politik im Kanton Wallis
in der Regel auch kein Blatt vor den Mund. Und auch Arnold Koller (Aus der Werkstatt
eines Bundesrates) oder Kaspar Villiger (Die Durcheinanderwelt) machten mit
Buchbeitrégen auf ihre Lésungsvorschlage aufmerksam. ?

Das Salér eines Bundesrates ist immer mal wieder Gegenstand medialer Debatten.
Zudem war der Durchschnittslohn der Magistratinnen und Magistraten auch
Gegenstand in der Debatte um die Kaderléhne in bundesnahen Betrieben. Die Kosten
eines Bundesratsmitglieds bemessen sich aus seinem an die Teuerung angepassten
Lohn, der - Stand Januar 2017 - CHF 445'163 betréagt, und einer Spesenpauschale von
CHF 30'000 pro Jahr. Der Bundesprasident oder die Bundesprasidentin erhalten
zusétzlich CHF 12'000. Darlber hinaus Gbernimmt der Bund die Kosten fir
Festnetzanschluss, Mobilteleton und PC und die Magistratinnen und Magistraten durfen
ein Reprasentations- und ein Dienstfahrzeug nutzen, bezahlen fur deren private
Nutzung allerdings 0.8 Prozent des Neupreises pro Monat. In den Leistungen
inbegriffen sind zudem ein SBB-Generalabonnement fir die erste Klasse und ein GA fur
die Schweizer Seilbahnen.

Zu reden gibt aber insbesondere die Rente, die zurlickgetretene Bundesratinnen und
Bundesrate auf Lebenszeit erhalten. Sie betragt CHF 220'000 pro Jahr, also rund die
Halfte des ursprunglichen Lohnes. Nur wenn ein ehemaliges Bundesratsmitglied nach
seinem oder ihrem Rucktritt mehr verdient als im Amt, wird die .Versorgung der
Magistratspersonen” entsprechend gekirzt. Der Tages-Anzeiger rechnete aus, dass ein
Grund fir das Wachstum des Personalaufwandes der Bundesverwaltung ebendiese
Ruhegehélter sind, deren Reserve laut Staatsrechnung stark aufgestockt werden
musste. 2017 waren 20 Personen - neben den Exekutivmitgliedern erhalten auch
ehemalige Bundeskanzlerinnen und -kanzler sowie Bundesrichterinnen und -richter
eine Rente - bezugsberechtigt. 17 dieser 20 Personen und drei Witwen erhielten eine
Rente, wobei nicht bekannt gegeben wird, um wen es sich dabei handelt. Der Tages-
Anzeiger mutmasste, dass Christoph Blocher, Ruth Metzler und Joseph Deiss die Rente
nicht beziehen. Insgesamt wurden laut Staatsrechnung 2016 CHF 10.67 Mio. an
pensionierte Richterinnen und Richter und CHF 4.28 Mio. an ehemalige
Magistratspersonen, Kanzlerinnen und Kanzler sowie Bundesratswitwen ausbezahlt.
Diese Summe wurde verschiedentlich als zu hoch betrachtet. Thomas Burgherr (svp,
AG) kundigte eine parlamentarische Initiative an, mit der nur noch jene Alt-
Bundesratinnen und Alt-Bundesrate ein Ruhegehalt beziehen sollen, die im
Pensionsalter abtreten. ™

Nach den Ricktrittsankiindigungen von Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard
nahmen zwar die Ricktrittsspekulationen ein Ende, daflr kurbelten die Medien das
Kandidatenkarussell umso schneller an und lancierten im Vorfeld der Ersatzwahlen in
den Bundesrat fleissig mogliche Nachfolgerinnen und Nachfolger.

Die von vielen Seiten geforderte Doppelvakanz liess zahlreiche Szenarien madglich
erscheinen, klar schien aber, dass mindestens eine Frau in die Landesregierung
einziehen sollte, damit das Gremium nicht nur durch eine Bundesratin - Simonetta
Sommaruga - reprasentiert werde. Die grossten Chancen wurden nicht nur deshalb
Karin Keller-Sutter (fdp, SG) eingerdumt. Die Standeréatin (seit 2011) wurde auch als Top-
Favoritin gehandelt, weil sie aus der Ostschweiz stammt, derjenigen Region also, die
seit langerem nicht mehr im Bundesrat vertreten war. Zwar war die St. Gallerin bereits
2010 als Regierungsratin zu Bundesratswahlen angetreten, unterlag damals allerdings
Schneider-Ammann. In der Zwischenzeit hatte sich die Standeréatin in Bern aber einen
Namen gemacht und wurde auch von politischen Gegnern gelobt. Auch die
Parteiprasidentin der FDP, Petra Gossi (fdp, SZ), wurde von den Medien auf den Schild

ANNEE POLITIQUE SUISSE — SELECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.90 - 01.01.20

17



gehoben, obwohl sie bereits friher bekannt gegeben hatte, nicht als
Bundesratskandidatin zur Verflugung zu stehen. Weitere in den Medien gehandelte FDP-
Kandidatinnen waren Regine Sauter (fdp, ZH), Doris Fiala (fdp, ZH) oder Christa
Markwalder (fdp, BE). Ménnliche Kandidierende schienen es neben der Favoritin Keller-
Sutter, die Anfang Oktober als eine der ersten offiziell ihre Kandidatur bekannt gab,
ebenfalls schwierig zu haben. Zwar wurden Ruedi Noser (fdp, ZH), Martin Schmid (fdp,
GR) oder Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von den Medien frih ins Spiel gebracht, diese
hatten aber neben der St. Galler Standeratin lediglich eine Rolle als «Winkelried» - sie
opferten sich also selbst, damit ein Zweierticket aufgestellt werden kénnte - wie etwa
das St. Galler-Tagblatt schrieb. Statt Anktindigungen von Kandidaturen kamen denn aus
den Reihen der FDP vielmehr Absagen: Sauter, Schmid, Portmann und Noser - alle
winkten mit dem Verweis auf die ideale Kandidatur von Keller-Sutter ab. Schliesslich
stellten sich neben Keller-Sutter der Schaffhauser Regierungsrat Christian Amsler (SH,
fdp) und Stédnderat Hans Wicki (fdp, NW) zur Verflgung.

Auch bei der CVP wurden einer Frau wund langjahrigen eidgendssischen
Parlamentarierin sehr gute Chancen eingeraumt, Nachfolgerin von Doris Leuthard zu
werden: Viola Amherd (cvp VS). Die Walliserin - seit 2005 in Bern - sei im Parlament
beliebt. Allerdings wurde in den Medien auch ein Rechtsstreit bekannt, in den Amherd
verwickelt sei. Es handle sich dabei freilich nicht um ein Strafverfahren, sondern um
eine zivilrechtliche Auseinandersetzung. Eine Erbengemeinschaft aus Amherd und ihrer
Schwester soll Uber Jahre zu hohe Mietzinsen kassiert haben. Bei den
christlichdemokratischen Ménnern machten die Medien mehr Potenzial aus als bei der
FDP: Weil Karin Keller-Sutter als Kronfavoritin galt, kdnnten sich die CVP-Manner wohl
mehr Chancen ausrechnen, so der Tenor. Obwohl auch er schon lange abgesagt hatte,
galt Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) deshalb vielen als Geheimfavorit. Haufig
genannt wurden auch Stefan Engler (cvp, GR), Daniel Fassler (cvp, Al), Pirmin Bischof
(cvp, SO), Peter Hegglin (cvp, ZG) und Erich Ettlin (cvp, OW). Auch der amtierende
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurde - trotz seiner deutlichen Absage - in den
Medien immer wieder als Wunschkandidat bezeichnet. Mit Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) wurde von der Basler Zeitung eine weitere mogliche
Frauenkandidatur ins Spiel gebracht, die zudem den Vorteil hatte, den Kanton Basel-
Landschaft zu vertreten, der seit 1897 auf eine Vertretung in der Landesregierung warte.
Auch dem St. Galler Regierungsrat Benedikt Wirth (SG, cvp) wurden gute Chancen
eingeraumt. Weil die Ersatzwahl von Doris Leuthard aufgrund des Anciennitéatsprinzips
zuerst stattfinden wirde, galt Wirth in den Medien zudem als potenzieller Verhinderer
von Karin Keller-Sutter, ware doch eine St. Galler-Doppelvertretung in der
Landesregierung kaum haltbar. Die Urner Zeitung brachte schliesslich die Urner
Regierungsratin Heidi Z'graggen (UR, cvp) ins Spiel, die zu Protokoll gab, dass es wichtig
sei, dass die Zentralschweiz einen Anspruch auf einen Sitz im Bundesrat erhebe. Frih
machte die CVP zudem klar, dass sie mit mindestens einer Frau auf einem Doppelticket
antreten werde. Mitte Oktober gab Peter Hegglin als erster aus dem Kreis der CVP seine
Kandidatur bekannt. Nur wenige Tage spater warfen auch Heidi Z'graggen und Elisabeth
Schneider-Schneiter ihren Hut in den Ring. Und auch Viola Amherd gab Ende Oktober,
also kurz vor Meldeschluss, bekannt, fur die Nachfolge von Doris Leuthard bereit zu
sein. Aus dem Rennen nahmen sich hingegen Erich Ettlin und Pirmin Bischof. Und auch
Gerhard Pfister und Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden nicht mide, zu betonen,
dass sie nicht zur Verflgung stinden, was von einzelnen Medien prompt kritisiert
wurde. Der Blick mahnte etwa, dass die CVP nicht die besten Kandidierenden aufstellen
wirde.

Sowohl die FDP als auch die CVP liessen durch die Medien verlauten, dass sie sehr viel
Wert auf die Priifung der Kandidierenden legen wiirden. Diese Verlautbarung dréangte
sich insbesondere auch deshalb auf, weil der ehemalige FDP-Bundesratskandidat und
Genfer Regierungsprésident Pierre Maudet (GE, fdp) wegen einiger Ungereimtheiten im
Zusammenhang mit seinem Regierungsmandat in die Schlagzeilen geraten war. Die
Westschweizer Zeitungen Tribune de Genéve und Le Temps schrieben deshalb von
einer eigentlichen «Lex Maudet». Noch einen Schritt weiter ging die CVP, die die
Kandidierenden nicht von einem eigenen Parteigremium prifen lassen wollte, wie dies
die FDP vorsah, sondern von einem externen, aus Juristinnen und Juristen geleiteten
Priforgan.

Die Fraktionen entschieden sich dann am 16. November je fir ein Doppelticket. Die
FDP hob wie erwartet Karin Keller-Sutter zusammen mit Hans Wicki auf den Schild. Wie
wenig umstritten die St. Galler Standeratin war, zeigte der Umstand, dass sie von 41
FDP-Fraktionsmitgliedern im ersten Wahlgang 38 Stimmen erhalten hatte, wie das St.
Galler Tagblatt zu berichten wusste. Far Wicki sprachen sich 29 FDP-
Parlamentsmitglieder aus, Amsler erhielt 12 Stimmen. Dies zeige deutlich, dass die FDP
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die von vielen Seiten proklamierte zusatzliche Bundesratin aus der eigenen Partei wolle.

Der Entscheid der CVP wurde als eigentlicher Uberraschungscoup gehandelt. Zwar
hatte man mit der Nomination von Viola Amherd gerechnet, aber die Kandidatur von
Heidi Z'graggen hatte niemand erwartet. Die BaZ sprach gar von einer Desavouierung
gegen die bekannteren Hegglin und Schneider-Schneiter. Letztere witterte gar eine
«Verschworung der Berggebiete gegen die Nordwestschweiz». Z'graggen habe bei der
Anhérung am meisten Uberzeugt und den Favoriten Hegglin schon im ersten Wahlgang
aus dem Rennen geworfen, wie einzelne Fraktionsmitglieder gegeniber den Medien
aussagten. Fraktionsprésident Filippo Lombardi (cvp, TI) wollte allerdings keine Zahlen
publik machen. Das reine Frauenticket der CVP wurde als starkes Signal gewertet, mit
dem der FDP ziemlich der Wind aus den Segeln genommen werde, so der Kommentar
zahlreicher Medien. Statt Gber die Kronfavoritin Keller-Sutter zu schreiben, nahmen
diese nun vielmehr die unbekanntere Heidi Z'graggen in ihren Fokus. Die wie schon bei
der Nachfolge von Didier Burkhalter geplante Roadshow der FDP, mit der man in
diversen Kantonen die Kandidierenden vorstellen wollte, verkam so zu einem
eigentlichen Rohrkrepierer und verbrauchte - ganz im Gegensatz zur Wahl von Ignazio
Cassis vor einem Jahr - kaum mehr Druckerschwarze.

Die «drei Frauen und der Quotenmann», wie der Blick titelte, wurden in der Folge von
allen Medien durchleuchtet. Wahrend sich die Medienschaffenden und
Kommentatoren bei der FDP einig waren, dass Karin Keller-Sutter praktisch bereits
gewahlt sei, betrachtete man das Rennen bei der CVP als offen im Ausgang. Den Medien
ging es in den darauffolgenden Tagen insbesondere darum, die in Bern noch ziemlich
unbekannte Heidi Z'graggen zu prasentieren. Die Urner Regierungsratin sah sich selber
eher am rechten Fligel ihrer Partei. Sie galt vor allem in der Sozial- und
Migrationspolitik als konservativer, aber auch als wirtschaftsnadher als die vor allem
gesellschaftspolitisch eher linker eingeschatzte Viola Amherd. Damit begannen die
Mutmassungen, dass Z'graggen von der SVP allenfalls zur Favoritin gemacht werden
konnte. Weil Z'graggen als Prasidentin der Eidgendssischen Heimatschutzkommission
auch eine «linke Ader» habe, so die Urner Zeitung, kédnnte sie allenfalls auch bei links-
grin punkten. Amherd sah sich hingegen immer wieder aufgrund des vor allem von der
Weltwoche befeuerten Rechtsstreits in ein schiefes Licht gertickt. Aber auch Z'graggen
verfolgte ein Vorfall, der sich an einer Podiumsveranstaltung abgespielt hatte: Sie hatte
einen Zuhorer im Saal als «Depp>» bezeichnet, dies dann aber beharrlich als akustisches
Missverstandnis abgetan.

Die Hearings der verschiedenen Fraktionen nahmen dem Ausgang dann etwas die
Spannung. Schon eine Woche vor den Wahlen gab die SVP die Resultate ihrer
Anhoérungen bekannt. Sie unterstutzte zwar mehrheitlich Z'graggen, vor allem die
Bauern in der Volksparteifraktion sprachen sich aber fir Amherd aus, was in den
Medien als steigende Wahlchancen flr die Walliserin interpretiert wurde. Karin Keller-
Sutter erhielt beim Hearing bei der SVP mehr Stimmen als Hans Wicki. Eine
Wahlempfehlung wollte die SVP allerdings intern nicht vorgeben. Bei der FDP-Fraktion,
die die Hearings einen Tag vor der Bundesratsersatzwahl durchfihrte, gab man zwar
ebenfalls keine Empfehlung ab, die Mehrheit der Mitglieder sprach sich aber fir
Amherd aus, die vor allem mit ihren Dossierkenntnissen Uberzeugen konnte, die bei ihr
als Nationalratin grosser seien als bei der Urner Regierungsratin. Z'graggen sei zwar gut
gewesen, aber Amherd sei besser gewesen, zitierte die NZZ ein Fraktionsmitglied, das
nicht genannt werden wollte. Auch die SP liess verlauten, man habe die Qual der Wahl
zwischen zwei exzellenten Politikerinnen. Bei den Griinen, die ihre Uberlegungen einen
Tag vor den Wahlen bekannt gaben, konnte Z'graggen mit authentisch vorgetragenen
Sorgen um den Klimawandel punkten, aber auch bei ihnen sei Amherd eher im Vorteil,
wie Balthasar Glattli (gp, ZH) zu Protokoll gab. Klarer waren die Stellungnahmen zu den
FDP-Kandidierenden. Die SP sprach sich klar fur Keller-Sutter aus, die zwar deutlich
rechts positioniert, aber sehr offen fir Kompromisse sei. Bei der CVP, die keine
Wahlempfehlung abgeben wollte, dirfe die St. Gallerin ebenfalls mit mehr Stimmen
rechnen als Wicki, so ein CVP-Fraktionsmitglied. Die Fraktionen der GLP und der BDP
sprachen sich fur Amherd aus. Ausschlaggebend sei unter anderem auch die offenere
europapolitische Haltung Amherds, gaben Vertreterinnen der beiden Parteien bekannt.
Die beiden kleinen Fraktionen empfahlen zudem Karin Keller-Sutter. In den Medien ging
man einen Tag vor der Wahl davon aus, dass Amherd und Keller-Sutter wohl gewahlt
wirden. Z'graggen sei zwar politisch nicht so weit von Amherd entfernt, fir Letztere
spreche aber wohl die grossere Erfahrung.

Die «lUberschatzte Show», wie die Basler Zeitung die Wahl im Vorfeld bezeichnete, oder
«die inszenierte Volkswahl», wie die NZZ titelte, sei in den letzten 40 Jahren zu einem
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«publikumswirksamen Spektakel geworden». Nicht nur die Medien, sondern auch die
Parteien forcierten den Wettbewerb lange im Vorfeld. Der Wahlakt selber war dann
allerdings alles andere als ein Spektakel.

Zuerst wurden die Verabschiedungen von Doris Leuthard und Johann Schneider-
Ammann vorgenommen. Nationalratsprasidentin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) lobte
die Verdienste Leuthards im Volkswirtschaftsdepartement und im UVEK sowie die
«Verbindung ihrer Popularitdt mit einem ausgepragten politischen Instinkt». Die
scheidende CVP-Magistratin sei nicht nur eine «Grand Dame politique», sondern ganz
einfach eine «Grande Dame», die ein Stick Geschichte mitbestimmt habe. Leuthard
selber rief das Parlament auf, auch in Zukunft auf Konkordanz, Konsens und
Kompromiss zu setzen. Die Schweiz gebe es nur einmal und es lohne sich, fur das
schéne Land zu kampfen. Die von 2006 bis 2018 dem Bundesrat angehdrende
Aargauerin erhielt zum Abschied stehende Ovationen. Johann Schneider-Ammann -
seit 2010 im Bundesrat - wurde von der Nationalratsprasidentin in ihrer Abschiedsrede
mit dem Namenswechsel des Volkswirtschaftsdepartement (EVD) 2013 in Verbindung
gebracht. Dass aus dem EVD das WBF, das Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung geworden sei, zeige, wie sehr dem Berner Magistraten vor allem das duale
Berufsbildungssystem am Herzen gelegen habe. Die Abschiedsrede Schneider-
Ammanns |6ste einige Heiterkeit aus. Sein Lieblingsmdbel sei sicher nicht dieses
Rednerpult. Es seien acht emotionale Jahre gewesen, auch wenn man ihm das nicht
immer angesehen habe. Er winsche sich, dass alle Parlamentsmitglieder den Mut
haben, das Wohl des Landes vor das eigene zu stellen. Auch der scheidende FDP-
Magistrat erhielt stehende Ovationen.

Im Gegensatz zu friheren Jahren sprachen nicht alle Fraktionschefinnen und -chefs im
Vorfeld der einzelnen Wahlgénge. Einzig flr die CVP begab sich Filippo Lombardi nach
vorne, um den Zweierticketvorschlag seiner Partei zu préasentieren. Fur viele
Uberraschend stand dann bereits im anschliessenden 1. Wahlgang fest, dass Viola
Amherd neue Bundesratin und Nachfolgerin von Doris Leuthard werden wirde. Im
Vorfeld war man von mindestens zwei Wahlgangen ausgegangen. Die Mehrheit des
Parlaments hatte allerdings augenscheinlich keine Lust auf Spielchen. Mit 148 Stimmen
Ubersprang Viola Amherd das absolute Mehr von 121 Stimmen souveréan. Auf Heidi
Z'graggen entfielen 60 der 244 ausgeteilten Wahlzettel. Gerhard Pfister erhielt 17
Stimmen, 15 Stimmen entfielen auf Diverse und 4 Wahlzettel blieben leer. Amherd
erklarte Annahme der Wahl und dankte Heidi Z'graggen flur den fairen Wahlkampf. Sie
sei gerne bereit, sich fur die Zukunft des Landes einzusetzen.

Auch die anschliessende Ersatzwahl fir Johann Schneider-Ammann ging in Rekordzeit
Uber die Buhne. Auch hier ergriff lediglich der Fraktionssprecher der FDP, Beat Walti
(fdp, ZH) das Wort. Auch Karin Keller-Sutter wurde bereits im ersten Wahlgang zur
Magistratin gekirt. Sie erhielt 154 Stimmen, noétig gewesen waren 119. Zwar gingen
zahlreiche Stimmen auf Diverse (27) und 6 der 243 eingelangten Wahlzettel blieben leer,
Hans Wicki konnte aber lediglich 56 Parlamentsmitglieder von sich Uberzeugen. Auch
Karin Keller-Sutter erkldrte Annahme der Wahl und wies darauf hin, dass damit ein
«dornenvolles Kapitel in der Geschichte der freisinnigen Frauen» beendet werde: Nach
fast dreissigjahriger Absenz dlrfe sie nun als zweite Frau die FDP im Bundesrat
vertreten.

In den Medien wurden die Bundesratinnen Nummer acht und neun gefeiert. Zwar seien
der Kanton Uri und der Kanton Nidwalden, die neben den Kantonen Jura, Schaffhausen
und Schwyz noch nie einen Bundesrat gestellt haben, erneut leer ausgegangen. Dass die
nationale Exekutive aber wieder mit drei Frauen besetzt werde, sei aus verschiedenen
Griinden eine Zasur. Erstens dirfte die «Konkordanz der Geschlechter» (Tages-
Anzeiger) nun wohl zum Normalfall werden, zweitens seien in der Geschichte der
Schweiz noch nie zwei Bundesratinnen gleichzeitig gewahlt worden und drittens sei es
in den letzten 30 Jahren nur zwei Exekutivmitgliedern gelungen, gleich im ersten
Wahlgang das absolute Mehr zu Uberspringen - Doris Leuthard und Kaspar Villiger. Auf
den Frauen ruhe die Hoffnung und die Wahl wirde wohl auch mehr Frauen flr eine
Kandidatur fur die nationalen Wahlen 2019 motivieren, betonten die Medien. Die
Auffrischung im Bundesrat komme zudem angesichts wichtiger anstehender Probleme
- erwahnt wurden die gescheiterten Abstimmungen zur Altersreform 2020 und zur USR
Il = zum richtigen Moment. Das «unspektakuldre Spektakel» (St. Galler Tagblatt) habe
aber auch die momentane Harmonie im Bundeshaus widerspiegelt, was sich auch in der
gleichzeitig stattfindenden Wahl des Bundesprasidenten und der Vizeprasidentin
gezeigt habe. Die Weltwoche hoffte allerdings, dass die Politik nicht so brav werde, wie
im Wahlkampf beschworen. Und die Hoffnung der WoZ war, dass die Frauenwahl
bewirke, dass sich der Bundesrat nun nicht noch weiter nach rechts bewege, sondern
dass es zu einer Aufweichung der Fronten kommen kénnte.
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MARC BUHLMANN

Fur die Medien gab es nach den Wahlen freilich neue Nahrung fur Spekulationen, ging
es doch nun um die Frage, wer welches Departement tbernehmen wird. Der wirkliche
Krimi folge erst - so die NZZ. Dartber hinaus wurde spekuliert, dass auch die SVP, die
als einzige Regierungspartei noch nie eine Frau im Bundesrat hatte, wohl jetzt mehr
Nachwuchsarbeit verrichten misse. Die Aargauer Zeitung zitierte Parteistrategen und
Beobachter - ohne freilich Namen zu nennen - die erwarteten, dass Ueli Maurer 2019
zurlicktreten werde und von Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) beerbt werden
wirde. ™

Lange Zeit waren die Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats fast eine
Pflichtlibung. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die eidgendssischen Wahlen lange
Jahre kaum politische Verschiebungen nach sich zogen. Zwar war die alte Zauberformel
(2 CVP, 2 FDP, 2 SP, 1 SVP) mit dem Wahlerfolg der SVP stark hinterfragt und schliesslich
nach einigen Jahren der Transition mit mehr oder weniger gehassigen und
aufreibenden Regierungswahlen, der Nichtwiederwahl von Ruth Metzler (2003) sowie
Christoph Blocher (2007) und einem Intermezzo der BDP in der Regierung gesprengt
worden. Nach den eidgendssischen Wahlen 2015, dem Rucktritt von Eveline Widmer-
Schlumpf aus der nationalen Exekutive und dem Einzug eines zweiten SVP-
Regierungsmitglieds schien dann aber eine neue Formel gefunden: 2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1
CVP.

Schon im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 war freilich spekuliert worden, dass
die Grine Partei die CVP hinsichtlich des Wahleranteils Gberflliigeln kdnnte und damit
einen Anspruch auf einen Sitz in der nationalen Regierung hatte - umso mehr, wenn
sich die Griinen mit der GLP quasi zu einem gemeinsamen Sitz fiir die «Oko-Parteien»
zusammenraufen kénnten, wie die Aargauer Zeitung spekulierte. Falls sich die CVP
halten kénnte, wére auch der Angriff auf einen der beiden FDP-Sitze denkbar, so die
Hypothese zahlreicher Medien. Die angegriffenen Parteien wehrten sich mit dem
Argument, dass eine Partei ihren Wahlerfolg zuerst bestatigen musse, bevor sie einen
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung erhalten kénne. Dies sei auch bei der SVP der
Fall gewesen - so etwa FDP-Parteiprésidentin Petra Gossi (fdp, SZ) bereits Mitte August
2019 in der Zeitung Blick. Zudem durfe nicht nur der Wahleranteil bei den
Nationalratswahlen in die Berechnung einfliessen, sondern man miusse auch die
Vertretung im Sténderat berlcksichtigen. Martin Baumle (glp, ZH), Ex-Préasident der
GLP, gab zudem zu verstehen, dass ein Oko-Lager aus GP und GLP kaum denkbar sei; zu
unterschiedlich sei man in diversen Sachfragen. Ebenfalls frih wurde in den Medien
Uber einen moglichen Rucktritt von Ueli Maurer spekuliert, was aus der vermeintlichen
Pflichtlibung eine spannende Wahl gemacht hatte. Maurer gab dann allerdings Anfang
November bekannt, noch eine weitere Legislatur anzuhéngen.

Die aussergewohnlichen Erfolge der Grinen Partei bei den eidgendssischen Wahlen
2019 gaben dann den Diskussionen Uber die parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrats sehr rasch wieder ganz viel Nahrung und schafften Raum fur allerlei
Reformvorschléage zur Bestimmung der Landesregierung. In der Tat hatten die Grinen
mit 13 Prozent Wahleranteil die CVP (11.4%) deutlich Uberfligelt und als viertstarkste
Partei abgeldst. Die GLP kam neu auf 7.8 Prozent. Die NZZ rechnete vor, dass die
aktuelle Regierung so wenig Wahlerinnen und Wahler vertrete wie zuletzt vor 60 Jahren.
Die Grinen und die Grunliberalen hatten rein rechnerisch ein Anrecht auf je einen
Bundesratssitz.

Neben den medial zahlreich vorgetragenen Berechnungen wurde allerdings auch
inhaltlich und historisch argumentiert. Der Einbezug in die Regierung sei immer auch an
den Umstand geknlpft gewesen, dass eine Oppositionspartei auch in verschiedenen
Sachthemen glaubhaft ihre Referendumsmacht ausspielen koénne, wurde etwa
argumentiert. Zwar sei das Klimathema wichtig und wirde wohl auch nachhaltig
bleiben, die Grinen und die GLP missten aber - wie auch die SVP mit ihren
gewonnenen Volksbegehren - mit Abstimmungserfolgen ihren Anspruch noch
untermauern, so ein Kommentar in der NZZ. Die Grlnen wdirden trotz Wahlgewinnen
keinen Regierungssitz erhalten, weil «niemand Angst vor ihnen hat», wie die Aargauer
Zeitung diesen Umstand verdeutlichte. Argumentiert wurde zudem, dass eine «Abwah|>»
- eigentlich handelt es sich um eine Nichtwiederwahl - nicht dem politischen System
der Schweiz entspreche. Es brauche mehrere Wahlen, bei denen sich eine Partei
konsolidieren muisse, um die Stabilitat in der Regierung auch Uber langere Zeit zu
gewahrleisten, kommentierte dazu der Blick.

Der Tages-Anzeiger fuhrte gar eine Umfrage durch, die aufzeigte, dass eine Mehrheit
der Befragten die Zeit flir einen grinen Bundesrat noch nicht fir gekommen hielt. Wer
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ein grines Bundesratsmitglied jedoch beflrwortete (rund 40% der Befragten),
wunschte sich, dass dies auf Kosten eines Sitzes der SVP (50%) oder der FDP (21%), aber
eher nicht auf Kosten der CVP (10%) oder der SP (6%) gehen solle.

Fir die WoZ war allerdings klar: «Cassis muss weg!» In der Tat forderte auch Regula
Rytz (gp, BE) via Medien, dass die FDP freiwillig auf einen Sitz verzichte, da sie als
lediglich drittgrosste Partei keinen Anspruch auf zwei Sitze habe. In der Folge schienen
sich die Medien dann in der Tat vor allem auf den zweiten Sitz der FDP einzuschiessen.
Freilich wurden auch andere Modelle diskutiert - so etwa ein von Christoph Blocher in
der Sonntagszeitung skizziertes Modell mit der SVP, die zwei Sitze behalten wirde, und
allen anderen grésseren Parteien (SP, FDP, CVP, GP, GLP) mit je einem Sitz -, «sdmtliche
Planspiele» drehten sich aber «um einen Namen: Aussenminister Ignazio Cassis»,
fasste die Aargauer Zeitung die allgemeine Stimmung zusammen. Er sei «der perfekte
Feind», «visionslos und fluhrungsschwach». Der Aussenminister befinde sich im
«Trommelfeuer» befand die Weltwoche. Haufig wurde seine Haltung im Europadossier
kritisiert und entweder ein Ricktritt oder wenigstens ein Departementswechsel
gefordert. Mit Ersterem musste allerdings die Minderheitenfrage neu gestellt werden,
war doch die Vertretung des Tessins mit ein Hauptgrund fur die Wahl Cassis im Jahr
2017. Der amtierende Aussenminister selber gab im Sonntags-Blick zu Protokoll, dass er
sich als Tessiner héaufig benachteiligt fuhle und spielte so geschickt die
Minderheitenkarte, wie verschiedene Medien tags darauf kommentierten. Die
Sonntags-Zeitung wusste dann noch ein anderes Szenario zu préasentieren: Einige SVP-
Parlamentarier - das Sonntagsblatt zitierte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger
(svp, SG) - griffen Simonetta Sommaruga an und forderten, dass die SP zugunsten der
Grlnen auf einen Sitz verzichten musse. Die CVP sei in «Versuchung», wagte sich dann
auch die NZZ in die Debatte einzuschalten. Wiirde sie Hand bieten fur einen griinen Sitz
auf Kosten der FDP, dann kénnte sie im Bundesrat «das Zlnglein an der Waage>» spielen
und Mehrheiten nach links oder nach rechts schaffen. Die NZZ rechnete freilich auch
vor, dass grin-links mit zusammen rund 30 Prozent Wéhleranteil mit drei von sieben
Regierungssitzen klar Ubervertreten wére, denn die GLP dirfe man nicht zu den Grinen
zéhlen. Dies hatten vor allem die Grinen selbst implizit immer wieder gemacht, indem
sie vorrechneten, dass die GLP und die GP zusammen auf 21 Prozent Wahleranteile
kédmen.

Neben Kommentaren und Planspielen warteten die Medien auch mit moéglichen grinen
Bundesratsanwarterinnen und -anwartern auf. Haufig gehandelte Namen waren die
scheidende Parteiprasidentin Regula Rytz, die Waatlander Staatsratin Béatrice Métraux
(VD, gp), die Neo-Stéanderatin Maya Graf (gp, BL), der Berner alt-Regierungsrat Bernhard
Pulver (BE, gp), der amtierende Fraktionschef der Griinen, Balthasar Glattli (gp, ZH) oder
der Zlrcher Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH). Ins Gesprach brachte sich zudem der
Genfer Staatsrat Antonio Hodgers (GE, gp).

Die Grunen selber gaben sich lange Zeit bedeckt und waren sich wohl auch bewusst,
dass eine Kampfkandidatur nur geringe Chancen hatte. Sie entschieden sich zwar an
ihrer Delegiertenversammlung Anfang November in Bern flr eine forschere Gangart und
forderten einen grinen Bundesratssitz - Regula Rytz sprach davon, dass vorzeitige
Ricktritte aus dem Bundesrat ein Argernis seien, weil sie Anpassungen nach
Wahlverschiebungen erschweren wirden. Mit der Forderung war einstweilen aber noch
kein Name verknUpft, was der Partei prompt als «lLavieren» ausgelegt wurde (Blick).
«Der grune Favorit», wie der Tages-Anzeiger Bernhard Pulver betitelte, sagte Mitte
November, dass er nicht zur Verflgung stehe. Auch der Berner Stadtprasident Alec von
Graffenried (BE, gp) und die Aargauer alt-Regierungsratin Susanne Hochuli (AG, gp), die
ebenfalls als Kandidierende gehandelt worden waren, sagten via Medien, dass sie nicht
zur Verfligung stinden.

Die «Kronfavoritin» (Tages-Anzeiger) Regula Rytz ihrerseits stand im zweiten Umgang
der Stédnderatswahlen im Kanton Bern. lhr wurden intakte Chancen eingeraumt und
wohl auch um diese nicht zu gefahrden, versicherte sie, dass sie auf eine
Bundesratskandidatur verzichten wirde, sollte sie fir den Kanton Bern in die kleine
Kammer gewahlt werden. Da sie dies allerdings verpasste, kiindigte die Bernerin rund
20 Tage vor den Bundesratswahlen ihre Kandidatur an - noch bevor die Fraktion
offiziell beschlossen hatte, eine Kandidatur einzureichen. Nach einer solchen
Richtungswahl, wie es die eidgendssischen Wahlen gewesen seien, kénne man nicht
einfach zur Tagesordnung Ubergehen, erklarte sie gegenuber der Presse. Sie wolle fur
die Menschen und die Natur Verantwortung Ubernehmen. Ihr Angriff gelte aber nur dem
FDP-Sitz von lIgnazio Cassis. Wirde sie flr ein anderes Regierungsmitglied gewahlt,
wirde sie die Wahl nicht annehmen - so die Bernerin. Die Fraktion der Grlnen gab
dann allerdings tags darauf bekannt, dass es nicht um die Person, sondern um die
Ubervertretung der FDP gehe. Ein Angriff auf Karin Keller-Sutter schien damit nicht
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wirklich ausgeschlossen. Die nach aussen als wenig abgesprochen erscheinende
Strategie fur die Ansage der Kampfwahl brachte der GP Kritik ein. Die Partei zeige sich
«unbeholfen» und der Start sei «misslungen», urteilte etwa die NZZ. Auch die
Weltwoche redete von einem «verpatzten Start» und die Sonntagszeitung sprach gar
von dilettantischem Vorgehen. Es sei, als wéaren die Grlinen ein Sprinter, der kurz vor
dem Ziel auf die Uhr schaue und sich hinknie, um die Schuhe zu binden, so die Zeitung
weiter.

Eine medial oft diskutierte Frage im Vorfeld der Wahlen war, welche Parteien die
Grlnen in ihrem Anliegen unterstutzen wirden. Klar schien, dass die FDP nicht Hand
bieten wurde. Auch die SVP wirde - wenn Uberhaupt - die GP nur auf Kosten der SP
unterstitzen. Die CVP bzw. die neue Mitte-Fraktion (CVP zusammen mit BDP und EVP)
entschied, Rytz nicht einmal zu einem Hearing einzuladen. Man sei nicht gegen eine
grine Vertretung in der Regierung, es sei aber «etwas zu frih», liess sich CVP-
Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Sonntagszeitung zitieren. Die GLP und
die SP gaben bekannt, Rytz vor den Wahlen anhéren zu wollen. Fir Schlagzeilen sorgte
dabei SP-Parteiprasident Christian Levrat (sp, FR), der die CVP aufforderte,
mitzuhelfen, die Grlnen in die Regierung zu hieven. Die Schweiz wére sonst die einzige
Demokratie, in der Wahlen keine Auswirkungen auf die Regierungszusammensetzung
hatten. Zudem wurde sich die Weigerung der CVP wohl tUber kurz oder lang rachen. Bei
der GLP zeigte sich das Dilemma zwischen &kologischem und liberalem Gedankengut.
Insbesondere in der Europafrage fanden sich die GLP und der amtierende
Aussenminister eher auf der gleichen Linie. Fur Rytz spreche das ¢kologische Anliegen,
gegen sie ihre eher linke Ausrichtung, erklarte Tiana Moser (glp, ZH) dann den Entscheid
fur Stimmfreigabe der GLP. Zudem wuirde Rytz ohne Absprache mit den Grunliberalen
den «Sitz der Okokrafte» fiir sich beanspruchen. Letztlich stellte sich einzig die SP-
Fraktion offiziell hinter Rytz. Die eher laue Unterstitzung und der Versuch der
amtierenden Regierungsparteien, die eigene Macht zu zementieren, mache das
Unterfangen «grine Bundesratin» fir Regula Rytz zu einer «mission impossible», fasste
die Zeitung Le Temps die Situation dann kurz vor den Wahlen zusammen.

Nicht die Medien, nicht Umfragen und «nicht die Wahlprozente» (NZZ), sondern die
Vereinigte Bundesversammlung bestimmt freilich letztlich, welche Parteien in der
Regierung vertreten sein sollen. Und diese Entscheidung brachte das Resultat, das viele
im Vorfeld aufgrund der Aussagen der verschiedenen Parteien auch erwartet hatten:
die Wiederwahl aller Amtierenden und das Scheitern des Angriffs der Griinen. Auch die
Ansprachen der Fraktionschefinnen und -chefs im Vorfeld der einzelnen Wahlen - die
Erneuerungswahlen finden in der Reihenfolge der Amtszeit der Bundesratsmitglieder
statt - machten dies bereits deutlich. Die CVP pladierte fir Konkordanz und Stabilitat
und die SVP betonte, dass zum Erfolgsmodell Schweiz die angemessene Vertretung der
Landesteile in der Regierung gehore - die Diskriminierung der kleinsten Sprachregion
durch die Grlne Partei sei abzulehnen. Die GLP erklarte, dass die Starkung der
Okologischen Anliegen und der Wéhleranteil der Griinen zum Vorteil fir Rytz gereiche,
ihre Positionierung am linken Rand und der fehlende Anspruch von links-grin auf drei
Sitze aber gegen sie spreche. Die SP erklarte, die Zauberformel sei keine exakte
Wissenschaft, aber die beiden starksten Parteien sollten zwei Sitze und die restlichen
jeweils einen Sitz erhalten, was fur Regula Rytz spreche. Die Fraktion der Grlinen
geisselte den Umstand, dass die Regierungsparteien wahrend der Legislatur Sitze
«austauschten» und so bewusst verunmaoglichten, dass das Parlament die Resultate
nach eidgendssischen Wahlen bertcksichtigen kénne. Die FDP schliesslich wollte sich
einer kinftigen Diskussion um eine Anpassung der Zusammensetzung des Bundesrats
nicht verschliessen, amtierende Regierungsmitglieder durften aber nicht abgewahlt
werden.

Der Angriff der Grunen folgte bei der funften Wahl, auch wenn der Name Regula Rytz
schon bei der Bestatigungswahl von Simonetta Sommaruga auftauchte. Gegen die 145
Stimmen, die Ignazio Cassis erhielt, war Regula Rytz jedoch chancenlos. Sie erhielt 82
Stimmen, was in den Medien als schlechtes Abschneiden kommentiert wurde, hatten
doch die Grinen (35 Stimmen) und die SP (48 Stimmen) in der Vereinigten
Bundesversammlung gemeinsam Uber 83 Stimmen verflgt. Weil darunter sicherlich
auch ein paar CVP- und GLP-Stimmen seien, musse dies wohl so interpretiert werden,
dass einige SP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier die grine Konkurrenz
flrchteten; Ignazio Cassis kdnne hingegen zufrieden sein. Von den 244 Wahlzetteln
waren 6 leer geblieben und 11 enthielten andere Namen als «Rytz» oder «Cassis».

Schon zuvor hatten die meisten Parlamentsmitglieder auf Experimente verzichtet. Bei
der ersten Wahl wurde der amtsalteste Bundesrat, Ueli Maurer, mit 213 von 221 glltigen
Wahlzetteln gewahlt. 23 der 244 ausgeteilten Bulletins waren leer geblieben und acht
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auf Diverse entfallen. Beim Wahlgang flir Simonetta Sommaruga entfielen 13 Stimmen
auf Regula Rytz und 13 Stimmen auf Diverse. Da ein Wahlzettel ungultig war und 25 leer
blieben, durfte sich die kunftige Bundesprasidentin Uber 192 Stimmen freuen. Alain
Berset erhielt 214 Stimmen. Bei ihm waren 14 Wahlzettel leer geblieben und 16 auf
Diverse entfallen. Die Anzahl unglltige (1) und Leerstimmen (39) wuchs dann bei Guy
Parmelin wieder an, so dass der Wirtschaftsminister noch 191 Stimmen erhielt - 13
Stimmen entfielen auf Diverse. Einen eigentlichen «Exploit» (Tages-Anzeiger) erzielte
Viola Amherd bei der sechsten Wahl. Mit 218 Stimmen erhielt sie die zweitmeisten
Stimmen der Geschichte; nur Hans-Peter Tschudi hatte 1971 mehr Stimmen erhalten,
namlich 220. EIf Stimmen blieben leer und 14 entfielen auf Diverse. Eingelangt waren
nur noch 243 Wahlzettel. Ein etwas seltsames Gebaren zeigt sich bei der letzten Wahl.
Karin Keller-Sutter wurde zwar auch hier im Amt bestatigt, sie erhielt aber lediglich 169
Stimmen, da von den 244 ausgeteilten Wahlzetteln 37 leer und einer unglltig eingelegt
wurden und 21 Stimmen auf Marcel Dobler (fdp, SG) sowie 16 auf Diverse entfielen. In
den Medien wurde spekuliert, dass dies wohl eine Retourkutsche vor allem von
Ostschweizer SVP-Mitgliedern gewesen sei, weil Keller-Sutter sich im St. Galler
Sténderatswahlkampf zugunsten von Paul Rechsteiner (sp, SG) ausgesprochen habe.

Der Angriff der Grlnen sei zwar gescheitert, dies konne fur die Partei aber auch
befreiend sein, kdnne sie nun doch Oppositionspolitik betreiben und mit Hilfe der
direkten Demokratie den Druck auf die anderen Parteien erhdhen, urteilte Le Temps
nach den Wahlen. Ihr Anspruch auf einen Bundesratssitz sei nach diesen
Bundesratswahlen nicht einfach vom Tisch, kommentierte Balthasar Glattli. In
zahlreichen Medien wurde zudem die Stabilitat des politischen Systems betont - auch
der Umstand, dass es zu keinem Departementswechsel kam, obwohl kurz Uber einen
Wechsel zwischen Alain Berset und lIgnazio Cassis spekuliert worden war, wurde als
Indiz dafur gewertet. Doch Stabilitét bedeute nicht Stillstand; die neuen Mehrheiten im
Nationalrat mussten sich auch auf die Diskussionen um eine neue Zauberformel
auswirken - so die einhellige Meinung der Kommentatoren. An einem vor allem von der
CVP geforderten «Konkordanzgipfel» sollten Ideen flr die kiinftige Zusammensetzung
der Landesregierung beraten werden. Entsprechende Gesprache wurden auf Frihling
2020 terminiert. "

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport
Politique de la santé

Als Richtungskampf innerhalb des Bundesrates wurde der Beschwerdeentscheid des
EJPD interpretiert, der Privatspitalern in den Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt ohne
Bedarfsnachweis flur Halbprivat- und Privatbetten Anrecht auf Spitallistenplatze und
somit auf einen Sockelbeitrag aus der sozialen Krankenversicherung zugestand. Dieser
Entscheid I6ste bei Fachleuten Kopfschitteln aus. Sie meinten, eine sinnvolle und
kostenddmpfende Spitalplanung sei unter Ausschluss der Halbprivat- und
Privatabteilungen nicht machbar. Bei den Kantonen zeigte man sich insbesondere
verargert darlber, dass der gleiche Bundesrat, der jetzt mit der Rechtsprechung des
EJPD die Planung der Kantone durchléchere, im laufenden Projekt des EDI zur Revision
des KVG eine umfassende Planung fur alle Spitéler und Abteilungen verlange und
vorsehe, dass die Kantone klnftig offentlichen und privaten Spitalern fir alle
Abteilungen gleiche Subventionen zu leisten haben. Informierte Quellen erklarten, es
gebe im Bundesrat zwei widersprichliche Tendenzen. Innenministerin Dreifuss
verlange eine Gesamtplanung aller Spitéaler, da nur so die Kosten in der sozialen
Krankenversicherung kontrollierbar seien; demgegentber wolle Bundesratin Metzler -
wie schon ihr Vorganger Koller - mit der Beschwerdepraxis ihres Departements einen
planungsfreien Privatspitalbereich schaffen. ™
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Assurances sociales
Allocations pour perte de gain (APG)

Im Abstimmungskampf begriindeten die Gegner, zu denen auch die SVP-Frauen
Schweiz sowie einige rechtsburgerliche Abweichler aus der FDP gehorten, ihre
Ablehnung vor allem mit dem ordnungspolitischen Argument, dass kein weiterer Ausbau
des Sozialversicherungssystems mehr erfolgen dirfe. Sie machten geltend, die
Geburtskosten seien durch das KVG abgedeckt, weshalb der Uber 50-jahrige
Verfassungsauftrag zum Mutterschutz erfullt sei. Kinder seien zudem eine Privatsache;
ihre Polemik gegen die Gesetzesdnderung gipfelte denn auch im Begriff der
~Staatskinder™, die es zu verhindern gelte. Zudem bemangelten sie, dass lediglich
erwerbstatige Mutter in den Genuss von Leistungen kémen. Letztere Begrindung war
besonders bemerkenswert, da die gleichen Gegner 1999 die Vorlage einer
Mutterschaftsversicherung gerade deshalb bekdmpft hatten, weil auch die
nichterwerbstéatigen Mutter einbezogen werden sollten. Die Beflrworter, mit Ausnahme
der SD und der Lega alle anderen Parteien, machten fur ihre Unterstitzung den nie
eingeldsten Verfassungsauftrag von 1945 geltend sowie Anliegen der Familien- und der
Gleichstellungspolitik. Sie unterstrichen, dass es sich eben gerade nicht um eine neue
Sozialversicherung handle, sondern um die Ausdehnung der bestehenden EO, an
welche die erwerbstatigen Frauen seit jeher Lohnbeitrage bezahlen, in den allermeisten
Fallen ohne je Leistungen daraus zu beziehen. Die Beflrworter erhielten prominente
Unterstltzung von den drei frilheren Bundesratinnen Dreifuss (sp), Kopp (fdp) und
Metzler (cvp), denen sich Gber 60 ehemalige Parlamentarierinnen anschlossen.

Uneinheitlich war die Haltung der Wirtschaft, die finf Jahre zuvor massiv zum Scheitern
einer Mutterschaftsversicherung beigetragen hatte. Der Arbeitgeberverband
anerkannte zwar, dass unter dem Strich die Wirtschaft eher entlastet wirde, angesichts
der starken ordnungspolitischen Opposition in seinen Reihen beschloss er aber
Stimmfreigabe. Economiesuisse war mehrheitlich ablehnend eingestellt, wollte sich
aber nicht exponieren und gab die Stimme ebenfalls frei. Der Vorstand des
Gewerbeverbandes, dessen Direktor, Pierre Triponez (fdp, BE), zusammen mit Frauen
aus den anderen Bundesratsparteien die nun vorliegende Losung initiiert hatte, stellte
sich klar hinter die Vorlage, konnte aber nicht die ganze Basis um sich scharen.

In der Volksabstimmung vom 26. September wurde die Gesetzesédnderung mit 55,5%
Ja-Stimmen klar angenommen. Am deutlichsten stimmten die Westschweizer Kantone
Waadt (81,1% Ja), Jura (79,6%), Genf (79,5%) und Neuenburg (74,7%) sowie das Tessin
(66,7%) zu, am schwéchsten der Kanton Appenzell Innerrhoden (26,9%), gefolgt von
Schwyz (32,3%) und Glarus (34,2%). Von den 17 Stddten mit mehr als 30'000
Einwohnern lehnte einzig Schaffhausen den bezahlten Mutterschaftsurlaub ab, ein
deutliches Zeichen, dass im urbanen Milieu heute die Berufstatigkeit der Frauen eine
Selbstversténdlichkeit ist, welche auch die Einstellung zur Frage des Erwerbsersatzes
gepragt hat.

Die Gesetzesanderung wird Mitte 2005 in Kraft treten und stellt grosszlgigere
Regelungen wie etwa im Kanton Genf nicht in Frage.

Abstimmung vom 26. September 2004

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1'417'159 (65,5%)
Nein: 1'138'5680 (44,5%)

Parolen:

- Ja: FDP, CVP, SP, GP, LPS, CSP, EVP, EDU, PdA; SGB, Travail.Suisse, KV Schweiz; SGV,
Gastrosuisse

- Nein: SVP (2*), SD, Lega

- Stimmenthaltung: Economiesuisse, SAGV

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ™
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PRISE DE POSITION ET MOTS D'ORDRE
DATE: 07.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Partis, associations et groupes d'intérét

Partis
Grands partis

Mitte Juni verabschiedeten die Christlichdemokraten Alt-Bundesratin Ruth Metzler
mit einer stehenden Ovation. Nur wenige Tage vor der Delegiertenversammlung war
Metzlers Buch erschienen, in dem sie sich kritisch zum Verhalten der Parteispitze im
Vorfeld der Bundesratswahlen 2003 dusserte und das in der Partei einige Irritationen
ausgelost hatte. Interimsprasidentin Doris Leuthard attestierte der ersten CVP-Frau im
Bundesrat, wahrend viereinhalb Jahren in so schwierigen Bereichen wie der
Migrationspolitik mit Herzblut und Sachverstand gewirkt zu haben. Das Scheitern der
Bestatigungswahl stellte sie als Konsequenz der von der CVP verlorenen
Parlamentswahlen hin. Nachdem in den vergangenen Tagen viel von Entfremdung
zwischen der friheren Bundesratin und ihrer Partei die Rede gewesen war, versicherte
Ruth Metzler den Delegierten, sie fihle sich in der CVP zuhause, denn diese trete fur
Werte ein, die ihr persénlich und fur das Vorankommen des Landes wichtig seien. Die
Delegierten beschlossen mit 163:2 resp. 163:3 Stimmen und je einer Enthaltung die Ja-
Parole zur Neuregelung des Blrgerrechts und folgten damit dem Pladoyer der
ehemaligen EJPD-Chefin, welche diese Revision vorangetrieben hatte. ®

1) Komitee fur den neuen Text der Schweizer Nationalhymne, Stand Juni 2018; AZ, NZZ, SGT, 21.7.17; TG, 27.7.17; AZ, TA,
28.7.17; AZ, LT, 31.7.17

2) Freitag et al. (2019). Milizarbeit in der Schweiz. Zahlen und Fakten zum politischen Leben in der Gemeinde. ; Blick, 7.2.19;
AZ, 21.6.19; BaZ, 27.5.19; So-Bli, 16.6.19; LZ, 2.8.19; NZZ, 4.11.19; AZ, 19.12.19

3) Vgl. auch Presse vom 13.2. und 6.3.02.

4) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).

5) BZ, 19.1.04.

6) AB NR, 2007, S. 2088 ff.; Presse vom 13.12. bis 15.12.07.; Bund und 24h, 12.12.07.; Presse vom 8.12.-12.12.07. Zu Darbellay
siehe LT, 8.12.07, SoZ, 9.12.07 und NZZ, 10.12.07.

7) AB NR, 2011, S. 2302 f.; Presse vom 15.12.11.; NZZ, 15.12.11; AZ, 15.12.11; Presse vom 15.12.11; AB NR, 2011, S. 2292 ff.; Presse
vom 15.12.11; Maurer: TA 19.12.11.

8) Blick, 1.6.15; WW, 18.6.15

9) Koller, Arnold (2014). Aus der Wertkstatt eines Bundesrates. Zurich. ; Villiger, Kaspar (2017). Die Durcheinanderwelt.
Irrwege und Losungsansatze. Zurich. ; LZ, 24.1., 256.1.17; WW, 16.2.17

10) TA, 1.4.17; AZ, 29.9.17

11) AB VB 2018, S. 2263 ff.; Blick, LT, SGT, 26.9.18; BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ, SGT, TG, WW, 27.9.18; BaZ, Blick, SGT, TG, 28.9.18;
AZ, Blick, CdT, NF, NZZ, SGT, TA, URZ, 29.9.18; SGT, 2.10.18; Baz, 10.10., 11.10., 15.10., 16.10.18; BLZ, BaZ, 19.10.18; BLZ, Blick, TA,
20.10.18; Baz, 25.10.18; BaZ, 7.11.18; AZ, BaZ, Blick, LT, NZZ, SGL, SGT, TA, URZ, 17.11.18; SoZ, 18.11.18; BaZ, 19.11.18; WW, 22.11.18;
NZZ, SGT, SN, 28.11.18; BaZ, 1.12.18; So-Bli, 2.12.18; AZ, Blick, 4.12.18; LT, NZZ, TG, 5.12.18; AZ, BaZ, Blick, LT, NF, NZZ, SGT, TA,
URZ, WW, WoZ, 6.12.18; Blick, 7.12., 14.12.18

12) AB VB 2019, S. 2475 ff.; Blick, 15.8., 16.8.19; SGT, 31.8.19; WW, 5.9.19; SoZ, 8.9.19; AZ, 10.9., 5.10.19; SoZ, 13.10.19; WW,
17.10.19; AZ, 19.10.19; SoZ, 20.10.19; Blick, NZZ, 21.10.19; CdT, NZZ, TA, 22.10.19; LT, WoZ, 24.10.19; AZ, 25.10.19; Blick, LT,
26.10.19; So-Bli, SoZ, 27.10.19; AZ, 29.10., 2.11.19; SoZ, 3.11.19; LT, NZZ, 4.11.19; AZ, 6.11.19; TA, 11.11.19; Blick, WW, 14.11.19; NZZ,
15.11.19; NZZ, TA, 16.11.19; So-Bli, SoZ, 17.11.19; LT, 19.11.19; NZZ, 20.11.19; AZ, CdT, LT, NZZ, TG, 22.11.19; AZ, LT, NZZ, 23.11.19; So-
Bli, SoZ, 24.11.19; AZ, NZZ, 25.11.19; CdT, TA, WW, 28.11.19; Blick, CdT, 29.11.19; SoZ, 1.12.19; TG, 2.12.19; AZ, NZZ, 4.12.19; LT,
6.12.19; AZ, 7.12.19; Blick, NZZ, TA, 11.12.19; AZ, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 12.12.19; Blick, NZZ, 13.12.19; AZ, 14.12.19; WW, 19.12.19

13) Presse vom 3.7.99; NZZ, 14.12.99; "CHSS: Muller (1999). Die aktuelle Rechtsprechung des Bundesrates zur Spitalliste S. 317-
321"; BaZ, 9.9.99

14) BBI, 2004, S. 6641 ff.; Presse vom 25.11.04; LT, 17.7.04; TA, 10.9.04; TA, 23.1. und 6.2.04; Bund und SGT, 13.2.04; NZZ,
23.6.04; Presse vom 29.6. bis 25.9.04, insbesondere NZZ, 21.7.04; SHZ, 29.7.04; NZZ, 5.8.04; Bund, 14.8.04; BaZ, 12.8.04; LT,
18.8.04; TG, 6.9.04.

15) Presse vom 14.6.04. ; Zum Buch Metzlers (Lit. Metzler)
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